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630-2-18-F 

Gesetz 
über die Feststellung 
des Haushaltsplans 

des Freistaates Bayern 
für die Haushaltsjahre 2011 und 2012 
(Haushaltsgesetz - HG- 2011/2012) 

Vom 14. April 2011 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt ge­
macht wird: 

Art. 1 

Feststellung des Haushaltsplans 

Der diesem Gesetz als Anlage beigefügte Haus­
haltsplan des FreistaatesBayern für die Haushaltsjah­
re 2011 und 2012 wird in Einnahmen und Ausgaben 
auf 

42491134500 € für das Haushaltsjahr 2011 und 

43 115855000 € für das Haushaltsjahr 2012 

festgestellt. 

Art. 2 

Kreditermächtigungen 

(1) Das StaatsministeriuIll der Finanzen wird er­
mächtigt, zur Deckung von Ausgaben für Investitio­
nenfolgende Kredite am Kreditmarkt aufzunehmen: 

1. im Haushaltsjahr 2011 biszur Höhe von Null €, 

2. im Haushaltsjahr 2012 bis zur Höhe von Null €, 

3. die in den vorausgegangenen Haushaltsjahren 
genehmigten Kreditmittel, soweit sie bis zum Abc 
lauf des Haushaltsjahres 2010 nicht aufgenom­
menwurden und zur Deckung noch benötigt wer­
den. 

(2) 'Das Staatsministerium der Finanzen wird er­
mächtigt, zweckgebundene Darlehen aus Mitteln des 
Bundes, die zur Förderung des Städtebaus gewährt 
werden, bis zu folgender Höhe aufzunehmen: 

1. iIn Haushaltsjahr 2011 bis zur Höhe von 200 000 €, 

2. im Haushaltsjahr 2012 bis zur Höhe von 200000 €. 

2Diese Ermächtigung erhöht oder vermindert sich in­
soweit, als die zur Verfügung gestellten zweckgebun-

denen Darlehen die im Haushalt veranschlagten Be­
träge überschreiten oder. hinter ihnen zurückbleiben. 

(3)1Die Kreditermächtigung des Abs. 1 erhöht sich 
um die Beträge, die bei den Kapiteln 13 06 und 13 60 
im betreffenden Haushaltsjahr zur Tilgung von Kre­
diten am Kreditmarkt sowie zur Kursstützung von 
Staatsanleihen erforderlich sind; sie erhöht sich ferner 
um die Beträge, die zur Umfinanzierung von Krediten 
auf Grund längerer Laufzeiten oder sonstiger günsti­
gerer Bedingungen notwendig werden. 2Das Staats­
ministerium der Finanzen darf im Rahmen von Kredit­
finanzierungen ergänzende. Vereinbarungen treffen, 
die der Steuerung von Zinsänderungsrisiken sowie 
der Erzielung günstiger Konditionen bei neuen Kredi­
ten und bestehenden Schulden dienen. 

(4) 1Das Staatsministerium der Finanzen wird er­
mächtigt, ab November eines Haushaltsjahres im Vor­
griff auf die Kreditermächtigung des nächsten Haus­
haltsjahres Kredite bis zur Höhe von zwei v.H. des 
in Art. 1 für das laufende Jahr festgestellten Betrags 
aufzunehmen. 2Die danach aufgenommenen Kredite 
sind auf die Kreditermächtigung des nächsten Haus­
haltsjahres anzurechnen. 

(5) 'Das Staatsministerium der Finanzen wird er­
mächtigt, zur vorübergehenden Verstärkung der Be­
triebsmittel des Staates Kassenverstärkungskredite 
bis zur Höhe von acht v.H. des festgestellten Haus­
haltsvolumens aufzunehmen. 2Über diesen Betrag hi­
naus kann das Staatsministerium der Finanzen wei­
tere Kassenverstärkungskredite aufnehmen, soweit 
es von der Kreditermächtigung nach Abs. 1 keinen 
Gebrauch macht. 

Art. 3 

Konjunkturpolitisch bedingte Maßnahmen 

(1) Die Staatsregierung kann bei einer allgemei­
nen Abschwächung der Wirtschaftstätigkeit gemäß 
§ 6 Abs. 2 in Verbindung mit § 14 des Gesetzes zur 
Förderung der Stabilität und des Wachstums der Wirt­
schaft zusätzliche Ausgaben beschließen, wenn und 
soweit hierfür zusätzliche Finanzhilfen des Bundes 
gemäß Art. 104b Abs. 1 Nr. 1 des Grundgesetzes zur 
Abwehr einer Störung des gesamtwirtschaftlichen 
Gleichgewichts zur Verfügung stehen. 
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(2) Soweit die in Abs. 1 genannten Mittel zur 
Leistung Von zusätzlichen Ausgaben gemäß § 6 
Abs. 2 des Gesetzes zur Förderung der Stabilität und 
des Wachstums der Wirtschaft nicht ausreichen, wird 
dasStaatsministerium der Finanzen ermächtigt, über 
die in Art. 2 erteilten Kreditermächtigungenhinaus 
Kredite bis zur Höhe von 100 000 OOO€ a.ufzuneh­
men. 

(3) 11m Fall einer die volkswirtschaftliche Leis­
tungsfähigkeit übersteigenden Nachfrageausweitung 
kann die Staatsregierung .das Staatsministerium der 
Finanzen ermächtigen, die Verfügung über bestimmte 
Ausgabemittel, den Beginn von Baurnaßnahmen und 
das Eingehen von Verpflichtungen zu Lasten künfti­
ger Haushaltsjahre von seiner Einwilligung abhängig 
zu. machen; 2DasStaatsministerium der Finanzen hat 
die dadurch nach Ablauf eines Haushaltsjahres .frei 
gewordenen Mittel, soweit sie nicht zur Verminde­
rung des Kreditbedarfs verwendet werden können, 
einer Ausgleichsrücklage zuzuführen. 

Art. 4 

Haushaltswirtschaftliche Sperren 

(1) Die Staatsregierung kann das Staatsministeri­
um der Finanzen, unbeschadet seiner Befugnisse ge­
mäß Art. 41 BayHO, ermächtigen, im Benehmen mit 
dem Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen 
des Landtags zur Erwiitscha.ftung der bei Kap. 13 03 
Tit. 972 01 veranschlagten Minderausgabe die Aus­
gabemittel im erforderlichen Umfang zu kürzen oder 
zu sperren. 

(2) Nach Abs. 1 und. nach Art. 41 BayHO gesperr­
teBeträge sind in der Haushaltsrechnung als Minder­
ausgabe nachzuweisen. 

(3) Daneben sind aus Bundesmitteln finanzierte 
Ausgaben zu sperren, soweit auf Grund von Etatent­
scheidungen des Bundes absehbar ist, dass gegen­
über den Ansätzen im Haushaltsplan geringere Bun­
desmittel eingehen werden. 

Art. 5 

Änderung der Bayerischen Haushaltsordnung 

Die Haushaltsordnung des Freistaa.tes Bayern 
-' Bayerische Haushaltsordnung - BayHO- (BayRS. 
630-1-F), zuletzt geändert durch § 11 des Gesetzes 
vom 5. August 2010 (GVBlS. 410), wird wie folgt ge­
ändert: 

1. Art. 10 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

,,(4) Die Staatsregierung unterrichtet den 
Landta.g rechtzeitig über Staatsverträge oder 
sonstige· Vereinbarungen mit. dem.Bund·oder ei­
nem Land, soweit sie erhebliche haushaltsmäßige 
Auswirkungen haben. " 

2. Art. 49 Abs. 1 wird wie fOlgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1. 

b) Es werden folgende Sätze 2 bis 4 angefügt: 

,,2Hat ein Beamter gleichzeitig mehrere 
Hauptämter mit Anspruch auf Bezüge inne, 
richtet sich die Einweisung in die Planstelle 
nach dem Hauptamt, für das die Bezüge ge­
währt werden. 3Für jedes weitere Hauptamt, 
für das keine Bezüge gewährt werden, ist der 
Beamte zusätzlich in eine Planstelle oder in 
eine Leerstelle einzuweisen. 4Die Einweisung 
in eine Planstelle oder eine Leerstelle gemäß 
Satz 3 ist nicht erforderlich, wenn das weitere 
Hauptamt vom. selben Dienstherrn verliehen 
wurde." 

3. Art . .50 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 2 Satz 1 werden nach dem Wort "Be­
züge" die Worte "und sonstigen Leistungen" 
eingefügt. 

b) In Abs. 3 Satz 3 wird die Besoldungsgruppe 
"A 2" durch die Besoldungsgruppe "A 3" er­
setzt. 

Art. 6 

Bewirtschaftung der Personalausgaben, 
Stellenbesetzung 

(1) lBei derBewittschaftung der Personalausga­
ben sind die. Verwaltungen an die Stellenpläne für 
planmäßige Beamte und Richter, Beamte und Richter 
auf Zeit, Beamte und Richter auf Probe (Titel 42201 
bis 422 06 und Titel 422 11 bis 422 15), für Beam­
te auf Widerruf im Vorbereitungsdienst (Titel 422 21 
bis 422 25), für abgeordnete Beamte und Richter (Ti­
tel 422 31 bis 422 35), sowie für Arbeitnehmer (Titel 
428 01 bis 428 07) gebunden. 2Bei der Bewirtschaf­
tung der Stellenpläne und der Personalausgaben 
sind neben den folgenden Abs. die Nm. 2 und 3 der 
Durchführungsbestimmungen verbindlich zu beach­
ten. 

(2) lDieim Haushaltsplan 2011 neu ausgebrach­
ten Stellen für Beamte, Richter und Arbeitneh­
mer dürfen nicht vor dem 1. Oktober 2011 und die 
im Haushaltsplan 2012 neu ausgebrachten Stellen 
nicht vor dem 1. Oktober 2012 besetzt werden; das 
Staatsministerium der Finanzen kann in besonderen 
Einzelfällen Ausnahmen zulassen. 2Frei werdende 
Stellen für Beamte, Richter und Arbeitnehmer dür­
fen frühestens nach Ablauf von zwölf Monaten vom 
Tag des Freiwerdens an besetzt werden (Wiederbe­
setzungssperre); dies gilt auch für Stellen in Titel­
gruppen und für Stellen, die bei den Titeln 428 21 
und 428 22 veranschlagt sind; für institutionell geför­
derte Zuwendungsempfänger gilt die Wiederbeset" 
zungssperte sinngemäß. 3Satz 2 gilt nicht bei einer 
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Neueinstellllng eines schwerbehinderten Menschen. 
4Die zuständige oberste Dienstbehörde kann im Ein­
vernehmen mit dem Staatsministerium der Finanzen 
in besonderen Fällen Ausnahmen von Satz 2 zulas­
sen. 5Abweichend von Art. 50 Abs. 1 Satz 2 BayHO 
können in den Haushaltsjahren 2011 und 2012 
kw-Vermerke, die im Rahmen der Neugliederung 
der Geschäftsbereiche oderderVerwaltungsreform 
auszubringen sind, mit einer zeitlichen Einschrän­
kung versehenwerden. 

(3) Bei. der Stellenbesetzung ist Folgendes zu be­
achten: 

1. Innerhalb der einzelnen Haushaltskapitel kön­
nen, soweit und solange dienstliche Bedürfnisse 
es erfordern, die im Haushaltsplan ausgebrachten 
Planstellen und Stellen nach folgenden Maßga­
ben auch anderweitig besetzt werden: 

a) lFreie und besetzbare Planstellen und andere 
Stellen können wie folgt besetzt werden: 

aal Stellen für planmäßige Beamte oder Rich­
ter (Titel 422 0.) 

durch Beamte oder Richter auf Zeit, 
durch Beamte oder Richter auf Pro­
be sowie durch abgeordnete Beamte 
oder Richter (Titel 422 3.), 

durch Beamte auf Widerruf im Vor­
bereitungsdienst (Titel 422 21 bis 
42225), 

durch Arbeitnehmer (Titel 428 0., 
428 2. und 428 30) oder 

durch Arbeitnehmer für sonstige 
Hilfsleistungen und dergleichen (Ti­
te14281.). 

bb) Stellen für Beamte auf Widerruf im Vor­
bereitungsdienst (Titel 42221 bis 422 25) 

durch Beamte auf Widerruf im Vor­
bereitungsdienst mit gleichem oder 
niedrigerem Anwärtergrundbetrag 
(Art. 77 BayBesG), 

in Kapitel 03 18 durch Polizeiober­
wachtmeister der BesGr A 5 oder 

durch Dienstanfänger. 

ce) Stellen für Arbeitnehmer (Titel 428 0.) 

durch Arbeitnehmer (Titel 428 2.), 

durch Arbeitnehmer für sonstige 
Hilfsleistungen und dergleichen (Ti.­
tel 428 1.) oder 

durch Auszubildende. 

2Die in Satz 1 genannten Stellenbesetzun­
gen dürfen nur mit Beschäftigten gleicher 
oder niedrigerer Besoldungs- oder Entgelt­
gruppen vorgenommen werden; bei der Be­
setzung von Stellen für planmäßige Beamte 
durch Beamte auf Widerruf im Vorbereitungs­
dienst (Titel 422 21 bis 422 25) sind für die zu 
besetzenden Planstellen die Eingangsämter 
maßgebend, in die die Beamten auf Wider­
ruf im Vorbereitungsdienst nach Abschluss 
des Vorbereitungsdienstes voraussichtlich 
eintreten. 3Planstel1en mit einer Amtszulage 
(Art. 34 Abs. 1 BayBesG), mit einer Zulage 
für besondere Berufsgruppen (Art. 34 Abs. 2 
BayBesG), rniteiner besonderen Amtszulage 
(Art. 27 Abs. 3 BayBesG) und/oder mit ei­
nerbesonderen Zulage für Richter (Art. 56 
BayBesG) gelten als eigene Besoldungsgrup­
pe. 4Gleiches gilt für Planstellen mit einer 
Stellenzulage (Art. 51 BayBesG), soweit der 
Ausweis der Stellenzulage im Haushaltsplan 
durch Gesetz oder Rechtsverordnung vorge­
schrieben ist. 5Planstellen derselben Besol­
dungsgruppe mit einer Amtszulage oder mit 
einer Zulage für besondere Berufsgruppen 
gelten bei der Stellenverrechnung als.gleich­
wertig; dies gilt nicht, wenn Planstellen so­
wohl mit einer Amtszulage als auch mit einer 
Zulage für besondere Berufsgruppen ausge­
bracht sind. 6 Soweit gemäß Satz 1 Doppel­
buchst. aa Planstellen der Titel 422 O. durch 
Arbeitnehmer (Titel 428 30) besetzt werden, 
sind die Ausgaben bei Titel 428 07 nachzu­
weisen. 

b) Ein Beamter, der vom Landtag auf Grund der 
Verfassung oder auf Grund eines Landesge­
setzes gewählt wurde, kann nach dem Ende 
seiner Amtszeit bis zur Einweisung in eine 
für ihn geeignete Planstelle auf einer Plan­
stelle niedrigerer Wertigkeit, mindestens je­
doch der Besoldungsgruppe AB, verrechnet 
werden. 

c) 1 Auf Stellen für Beamte auf Widerruf im 
Vorbereitungsdienst bzw. auf Stellen für 
Polizeivollzugsbeamte in Ausbildung (Titel 
422 21 bis 422 25) dürfen mit Zustimmung 
des Staatsministeriums der Finanzen bis.zur 
Bekanntmachung des nächsten Haushalts­
gesetzes Beamte auf Probe oder Beamte 
auf Lebenszeit im jeweiligen Eingangsamt 
verrechnet werden. 2Die Zustimmung des 
Staatsministeriums der Finanzen ist nicht 
erforderlich, wenn die Verrechnung sechs 
Monate nicht überschreitet und die dadurch 
entstehenden Mehrkosten an geeigneter 
Stelle bei den Personalausgaben des ent­
sprechenden Einzelplans zusätzlich einge­
spart werden. 

d) Von den. Stellenplänen für tarifliche Arbeit­
nehmer darf vorübergehend nur dann abge­
wichen werden, wenn Höhergruppierungen 
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von Arbeitnehmern auf Grund für den Frei­
staat Bayern verbindlicher, im Lauf des Haus­
haltsjahres in Kraft tretender neuer Tarifver­
träge durchzuführen sind. 2Nach Möglichkeit 
sind hierfür jedoch besetzbare freie Stellen 
zu verwenden. 3In der Aufzeichnung über die 
Stellenbesetzung ist die höhere Eingruppie­
rung unter Hinweis auf den entsprechenden 
Tarifvertrag zu vermerken. 

e) NI. 3 der Durchführungsbestimmungen zum 
Haushaltsgesetz bleibt unberührt. 

2. Beamte, die auf Grund von Art. 53 BayBesG (Zu­
lage für die Wahrnehmung befristeter Funktio­
nen) oder auf Grund von Art. 54 BayBesG (Zulage 
für die Wahrnehmung eines höherwertigen Amts) 
Besoldung entsprechend einer höheren Besol­
dungsgruppe erhalten, sind, soweit im Haushalts­
plan nichts anderes bestimmt ist, in eine Planstel­
le dieser Besoldungsgruppe einzuweisen. 

3. 'Beamte oder Arbeitnehmer, die auf Grund ge­
setzlicheroder tariflicher Vorschrift für ihre Per­
son betragsmäßig dauerhaft Besoldung oder 
Entgelte einer höheren Besoldungs- oder Ent­
geltgruppe erhalten, sind in die nächste besetz­
bar werdende (Plan -) Stelle dieser oder einer 
höheren Besoldungs- oder Entgeltgruppe ein­
zuweisen. 2Für den Ausgleich von Amtszula­
gen, Zulagen tUr besondere Berufsgruppen und 
besonderen Amtszulagen gilt Entsprechendes. 
3Satz .1 gilt nicht für Zulagen gemäß Art. 57 
BayBesG. 

4. 'NI. 3 gilt entsprechend, wenn Arbeitnehmern 
höherwertige Tätigkeiten übertragen werden 
sollen und dadurch tarifrechtliche Ansprüche auf 
Höhergruppierung begründet werden oder bei 
einer vorübergehenden Übertragung einer hö­
herwertigen Tätigkeit nach § 14 TVc L eine Zulage 
zu zahlen ist. 2Dies gilt jedoch nicht bei einer vor­
übergehenden Übertragung einer höherwertigen 
Tätigkeit nach § 14 TV-L für die Zeit der Vertre­
tung eines erkrankten Bediensteten,fürdie Zeit 
der Vertretung einer Bediensteten, die den Be­
schäftigungsverbotennach. dem Mutterschutzge­
setz unterliegt, oder für die Zeit der vollumfängli­
chen Urlaubsvertretung. 

5. Wird einem Bediensteten Elternzeit gewährt, 
kann zur Überbrückung eines unabweisbaren 
Aushilfsbedarfs das ganz oder teilweise freie Stel­
lengehaIt der betreffenden Stelle für die Beschäf­
tigung von Aushilfskräften verwendet werden. 

6. Im Übrigen sind Abweichungen bei der Stellen­
besetzung nur in besonderen unvorhergesehenen 
und unabweisbaren Einzelfällen mit Zustimmung 
des Staatsministeriums der Finanzen kostenneut­
ral möglich. 

(4) 'In den Kapiteln 15 06 bis 15 27, 15 32 bis 
1548, dem Kapitel 1550 sowie in den Kapiteln 15 59 

bis 1564 können die Hochschulen und das Elite­
netzwerk Bayern innerhalb ihres jeweiligen Kapitels 
die Wertigkeiten der ausgebrachten (Plan-) Stellen 
für Forschung und Lehre neu festsetzen, soweit sie 
frei sind oder frei werden und ein unabweisbarer Be­
darf hierfür besteht. "Veränderungen im Bereich der 
(Plan -) Stellen für. die Hochschulverwaltung bedür­
fen der vorherigen Zustimmung durch das Staatsmi­
nisterium der Finanzen. 3Aus den abweichend vom 
Stellenplan neu festgesetzten Wertigkeiten dürfen 
sich keine höheren Personalkosten ergeben, als es 
dem Gegenwert der umgewandelten Stellen ent­
spricht. 4Im Benehmen mit der jeweiligen Hochschu­
le können Stellen nach Kapitel 15 28 bzw. 15 49 um­
gesetzt und vom Staatsministerium für Wissenschaft, 
Forschung und Kunstden vorgenannten Kapiteln zur 
Abdeckung eines unabweisbatenPersonalbedarfs 
zugewiesen werden. 5Hierbei können die Stellen" 
wertigkeiten kostenneutral neu festgelegt werden. 
GDas Staatsministerium für Wissenschaft, Forschung 
und Kunst wird ermächtigt, im Rahmender zur Ver­
fügung stehenden Mittel die Wertigkeiten der in 
Kapitel 1330 Titelgruppe 56 und Kapitel 15 06.Ti­
telgruppe 86 ausgebrachten (Plan-) Stellen kosten­
neutral neuJestzusetzen. 

(5) 'Sind im Vollzug des Art. 33 Abs. 1 des Ge­
setzes über kommunale Wahlbeamte Beamte oder 
Arbeitnehmer in den Staatsdienst zu übernehmen, so 
gelten die dafür erforderlichen (Plan-) Stellen zusätz­
lich in der entsprechenden Wertigkeit für die Dau­
er von zwei Jahren als im Staatshaushalt bewilligt. 
2Nach diesem Zeitraum sind diese Beschäftigten in 
andere geeignete, freie undbesetzbare (Plan-) Stellen 
einzuweisen. 3 Soweit bei der entsprechendenVerwal­
tung hierfür keine geeigneten (Plan-) Stellen zur Ver­
fügung stehen,gelten Leerstellen der entsprechenden 
Wertigkeit als. bewilligt; Art. 50 Abs. 5 BayHO ist ent­
sprechend anzuwenden. 

(6) '1m Rahmen des Bayerischen Genomfor­
schungsnetzwerks, des Biosystemforschungsnetz­
werks einschließlich Kernzentrum, des Bayerischen 
Forschungsnetzwerks Immuntherapie, des Professo­
rinnenprogramms, des Energiecampus Nürnberg, des 
Wettbewerbs "Aufstieg durch Bildung: offene Hoch­
schulen", des" gemeinsamen Programms des Bundes 
und der Länder für bessere Studienbedingungen und 
mehr Qualitätin der Lehre" und zur Einrichtung von 
Projekten in den drei Förderlinien im Rahmen der 
Exzellenzinitiative wird das Staatsministerium der Fi­
nanzen zur Schaffung von Planstellen und Stellen für 
Arbeitnehmer ermächtigt. 2Die Stellen erhalten den 
Vermerk "kw mit Auslaufen der Finanzierung".. 31m 
Fall der Exzellenzinitiative können gesetzliche und 
arbeitsvertraglich vereinbarte Beihilfeleistungen für 
Beamte und Arbeitnehmer auf nach Satz 1 geschaffe­
nen Planstellen bzw. Stellen auch zu Lasten der Bei­
hilfeansätze bei Kapitel 15 02 Titelgruppe 61 bis 65 
gewährt werden, wenn die betreffenden Dienststel­
len im Gegenzug einen Beitrag in Höhe des Durch­
schnittsbetrags der jährlichen Beihilfe- und Verwal­
tungsaufwendungen pro Beihilfeanspruch an den 
Staatshaushalt abführen; das Staatsministerium der 
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Finanzen teilt den betroffenen Dienststellen die nach 
den Aufwendungen des Vorjahres zu bestimmenden 
Beträge mit. 

(7) 1Das Staatsministerium der Finanzen wird zur 
Schaffung von Planstellen und Stellen fürArbeitneh­
mer aus Zuwendungen Dritter und aus Studienbeiträ­
gen bis zu 75 v.H. des Beitragsaufkommens ermäch­
tigt. 2Diese Stellen dürfen nur so lange in Anspruch 
genommen werden, als .diePersonalaufwendungen 
(im Fall von Planstellen grundsätzlich mit Versor­
gungszuschlag) aus Studienbeiträgen finanziert wer­
den können oder von dritter Seite erstattet werden 
und die Anschlussfinanzierung gesichert ist. 3Gesetz­
liche und arbeitsvertraglich vereinbarte Beihilfeleis­
tungen für Beamte und Arbeitnehmer auf nachSatz 1 
geschaffenen Planstellen bzw. Stellen können abwei­
chend von Satz 2 auch zu Lastender Beihilfeansätze 
bei Kapitel 1502 Titelgruppe 61 bis 65 gewährt wer­
den, wenn die betreffenden Dienststellen im·Gegen­
zug einen Beitrag in Höhe des Durchschnittsbetrags 
der jährlichen Beihilfe- und Verwaltungsaufwendun~ 
gen pro Beihilfeanspruch an den Staatshaushalt ab­
führen; das Staatsministeriumder Finanzen teilt den 
betroffenen Dienststellen die nach. den Aufwendun­
gen des Vorjahres zu bestimmenden Beträge mit. 4Auf 
diesen Stellen geführtes Lehrpersonal hat grundsätz­
lich die volle Lehrverpflichtung zu erbringen. 

(8) 1Zuschlägezur Sicherung der Funktions- und 
Wettbewerbsfähigkeit gemäß Art. 60 BayBesG sowie 
Anwärtersonderzuschläge gemäß Art. 78 BayBesG 
dürfen nur geleistet werden, soweit hierfür im Haus­
haltsplan Ausgabemittel veranschlagt sind. 2In den 
Haushaltsjahren 2011 und 2012 sind für Zuschläge 
gemäß Art. 60 BayBesG Ausgabemittel für 196 Ver­
gabemöglichkeiten veranschlagt; Ausgabemittel für 
Zuschläge gemäß Art. 78 BayBesG sind nicht veran­
schlagt. 

(9) lDie im Haushaltsplan 2011 im Rahmen der 
Reduzierung der Arbeitszeit der Beamten neu aus­
gebrachten, in der jeweiligen Überschrift der. Erläu­
terungen mit dem Klammerzusatz ,,(Arbeitszeitver­
kürzung Art. 6h HG 200912010)" gekennzeichneten, 
Stellen dürfen erst ab 1. August 2012 in ihrer Wertig­
keit in Anspruch genommen werden,. 2Bis zu' diesem 
Zeitpunkt dürfen diese Stellen nur mit· Beamten auf 
Widerruf im Vorbereitungsdienst besetzt werden. 3Die 
im Haushaltsplan 2012 im Rahmen der Reduzierung 
der Arbeitszeit der BeaIhtenneuausgebrachten, in 
der jeweiligen Überschrift der Erläuterungen. mildem 
Klammerzusatz ,,(Arbeitszeitverkürzung) " gekenn­
zeichneten, Stellen dürfen abweichend von Abs. 2 
Satz 1 ab 1. August 2012 in Anspruch.genommenwen· . 
den. 4 Abweichend von den Sätzen 1 bis 3 können die 
Stellen kostenneutral auch früher oder früher in ihrer 
ausgebrachten Wertigkeit in Anspruch genommen 
werden; die abweichende Inanspruchnahme bedarf 
der Zustimmung des Staatsministeriums der Finan­
zen. 

(10) Das StaatsministeriuIh für Ernährung, Land­
wirtschaft und Forsten wird ermächtigt, im Einver-

nehmen mit dem Staatsministerium der Finanzen 
kostenneutral bis zu 50 (Plan-)Stellen innerhalb des 
Einzelplans 08 in das Kapitel 08 20 zur Errichtung ei­
nes Kompetenzzentrums für Ernährung umzusetzen, 
das verwaltungsmäßig in die Landesanstalt für Land­
wirtschaft (LfL) eingebunden ist. 

(11) Für.den Fall der Einrichtung eines verselb­
ständigten völlig unabhängigen Landesamts für Da­
tenschutzaufsicht wird das Staatsministerium des In­
nern im Einvernehmen mit dem Staatsministerium der 
Finanzen ermächtigt, bis zu 16 (Plan -) Stellen kosten­
neutral innerhalb des Einzelplans 03A umzuwandeln 
und umzusetzen; dabei können Amtsbezeichnungen, 
Wertigkeiten und Stellellzahl kostenneutral verändert 
werden. 

(12)lDas Staatsministerium der Finanzenwird er­
mächtigt, zum Ausbau der bayerischen Hochschulen 
zur Bewältigung der steigenden Studierendenzahlen 
zu Lasten der bei Kapitel 13 30 Titelgruppe 56 und 
bei Kapitel 15 06 Titelgruppe86 in das Haushaltsjahr 
2011 übertragenen Ausgabereste sowie zu Lasten 
der bei Kap. 15 06Tit. 231 02 zusätzlich eingehenden 
Bundesmittel zusätzliche (Plan-) Stellen zu schaffen. 
2Die Stellen erhalten den Vermerk ;, kw mit Auslaufen 
der Finanzierung" . 

(13) 11m Haushaltsjahr 2011 wird in Kap. 06 01 
Tit. 422 01 eine Stelle der BesGr B 3 (Ministerialrat, 
Ministerialrätin) nach BesGr B 4 (CIO-Stabsstellenlei­
ter, CIO-Stabsstellenleiterin in einer obersten Dienst­
behörde). kostenneutral gehoben. 2Zur .Gegenfinan­
zierung der Hebung wird. in Kap. 06 04 Tit. 422 01 
Buchst. b (Automationsbereich) eine 0,08 Stelle der 
BesGr A 10 (Regierungsoberinspektoren, Regierungs-
oberinspektorinnen) eingespart. . 

Art. 6a 

Sperre frei werdender Stellen bis 1997 

(entfallen) 

Art. 6b 

Sperre frei werdender Stellen ab 2005 

(1) lIn den Jahren 2005 bis 2019 sind 9 000 frei 
werdende Stellen für Beamte, Richter und Arbeitneh­
mer zu sperren (einschließlich der Stellen bei Titel 
428 21, der Stellen bei Titel 428 22 des Einzelplans 
08 und der Stellen bei Titelgruppen der Einzelpläne 
03B und 12.). und zwar je 750 Stellen in den Jahren 
2005 bis 2008, je 600 Stellen in den Jahren 2009 bis 
2013 und je 500 Stellen inden Jahren 2014 bis 2019. 
2Die Jahresraten können unbegrenzt überschritten, 
jedoch jeweils nur um bis zu 75 Stellen unterschritten 
werden. 3Die Gesamtunterschreitung darf zu keinem 
Zeitpunkt mehr als 450 Stellen betragen. 4Sie muss 
spätestens im Jahr 2019 ausgeglichen werden. 5In die 
Sperre nicht einbezogen werden Stellen für Beamte 
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auf Widerruf im Vorbereitungsdienst und Auszubil­
dende sowie Leerstellen, Stellen für abgeordnete Be­
amte und Ersatzstellen. 

(2) Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanz­
fragen des Landtags verteilt die Sperre nach Vorlage 
eines Berichts der Staatsregierung auf die Einzelplä­
ne; der Bericht ist für jedes Jahr gesondert bis spätes­
tens 1. April vorzulegen. 

(3) Werden bei einer Wirtschaftlichkeitsuntersu­
chung durch einen externen Berater im Abschluss­
bericht Möglichkeiten für einen Stellenabbau aufge­
zeigt, darf in den untersuchten Bereichen bis zu einer 
Entscheidung der Staatsregierung über die Umset­
zung der Untersuchungsergebnisse nur jede dritte frei 
werdende Stelle wiederbesetzt werden. 

(4) Das Staatsministerium der Finanzen wird er­
mächtigt, nähere Bestimmungen zum Vollzug der 
Stellensperre zu erlassen. 

(5) Die nach den Abs. 1 und 2 gesperrten Stellen 
sind in den nachfolgenden Haushaltsplänen einzuzie-
hen. . 

Art.6c 

Beschäftigung schwerbehinderter Menschen 

(1) 'In den Jahren 2011 und 2012 sind jeweils 150 
freie und frei werdende Stellen gesperrt und der Ein­
stellung zusätzlicher schwerbehinderter Menschen 
vorbehalten, wobei eirie Übererfüllung der Quote 
des Vorjahres auf die Quote des Jahres 2011 bzw. des 
Jahres 2012 angerechnet werden kann. 2Die Stellen­
sperre verteilt sich auf die Ressorts im Verhältnis ihres 
Anteils an den nach dem Teil 2 SGB IX maßgeblichen 
Arbeitsplätzen des Freistaates Bayern. 3 Als Stellen im 
Sinn des Satzes 1 gelten alle Arbeitsplätze im Sinn des 
Teils 2 SGB IX. 

(2) 'Können nach Abs. 1 gesperrte Stellen nicht 
mit neu eingestellten schwerbehinderten Menschen 
besetzt werden, so werden in entsprechendem Um­
fang Stellen, für die gemäß Art. 6 Abs. 1 Stellenbin­
dung besteht, nach Kap. 13 03 Tit. 422 05 umgesetzt. 
2Sie sind grundsätzlich entsprechend dem Stellenbe­
stand des jeweiligen Ressorts zu verteilen. 

(3) Das Staatsministerium der Finanzen kann die 
Amtsbezeichnungen, Wertigkeiten und Stellenzahlen 
der Stellen im Kap. 1303 Tit. 422 05 kostenneutral än­
dern. 

(4) 'Das Staatsministerium der Finanzen setzt die 
Stellen im Kap. 13 03 Tit. 422 05 auf Antrag in andere 
Verwaltungen für die NeueinsteIlung schwerbehin­
derter Menschen um. 2Scheidet ein neu eingestellter 
schwerbehinderter Mensch innerhalb von zehn Jah­
ren nach der Umsetzung aus dem Staatsdienst aus, 
fällt die umgesetzte Stelle wieder nach Kap. 13 03 
Tit. 422 05 zurück, soweit sie nicht innerhalb eines 

Jahres wieder mit einem neu eingestellten schwerbe­
hinderten Menschen besetzt wird. 

(5) 'Die Einzelheiten regelt das Staatsministerium 
der Finanzen im Einvernehmen mit dem Staatsmi­
nisterium für Arbeit und Sozialordnung, Familie und 
Frauen. 2 Art. 6b bleibt unberührt. 

Art. 6d 

Ersatzstellen bei Altersteilzeit, 
begrenzter Dienstfähigkeit und bei 

Arbeitszeitmodellen 

(1) Das Staatsministerium der Finanzen wird 
ermächtigt, Stellen auszubringen, wenn Beamten 
die Arbeitszeit entsprechend §§ 27 und 29 Abs. 3 
BeamtStG (begrenzte Dienstfähigkeit) herabgesetzt 
wird oder Teilzeitbeschäftigung nach Art. 91 Abs. 1 
bis 3 BayBG (Altersteilzeit) bewilligt worden ist und 
jeweils ein Bedarf besteht, die durch die Herabset­
zung der Arbeitszeit bzw. durch die Gewährung von 
Altersteilzeitbeschäftigung entstehenden personel­
len Kapazitätsverluste zu ersetzen (Ersatzstellen) . 

(2) 'Als Ausgleich für einen begrenzt dienstfä­
higen Beamten kann für die Dauer der begrenzten 
Dienstfähigkeit eine Ersatzstelle in der gleichen 
Wertigkeit ausgebracht werden. 2Die Ersatzstelle 
fällt mit dem Ende der begrenzten Dienstfähigkeit 
weg. 3Die Ausbringung der Ersatzstelle ist auf den 
dem Gehaltsbruchteil entsprechenden Stellenbruch­
teil beschränkt, der .sich aus der Differenz der Be­
soldung gemäß Art. 7 BayBesG und der Besoldung 
gemäß Art. 6 BayBesG ergibt. 4Ändert sich der Um­
fang der begrenzten Dienstfähigkeit, ändert sich der 
Stellen bruchteil entsprechend. 5Wird der Beamte 
während der begrenzten Dienstfähigkeit befördert, 
ändert sich die Wertigkeit des Stellenbruchteils ent­
sprechend. 

(3) 'Als Ausgleich für einen Beamten in Alters­
teilzeit kann in den Fällen des Art. 91 Abs. 2 Satz 1 
NI. 1 BayBG (Teilzeitmodell) mit Beginn der Alters­
teilzeitbeschäftigung, in den Fällen des Art. 91 Abs. 2 
Satz 1 NI. 2 BayBG (Blockmodell) mit Beginn der Frei­
stellungsphase jeweils bis zum Ende der Altersteil­
zeitbeschäftigung eine Ersatzstelle in der Wertigkeit 
des Eingangsamts des Beamten in Altersteilzeit aus­
gebracht werden. 2Die Ersatzstelle kann auch bis zur 
Wertigkeit der Planstelle des Beamten in Altersteilzeit 
ausgebracht werden, wenn die dadurch entstehenden 
Mehrkosten durch eine entsprechende Stellensperre 
bei den gemäß Art. 6 Abs. 1 Satz 1 gebundenen Stel­
len ausgeglichen werden. 3Die Ersatzstelle fällt mit 
Ablauf der Altersteilzeitbeschäftigung weg. 4Die Aus­
bringung der Ersatzstelle ist im Fall des Blockmodells 
auf den durchschnittlichen Stellenbruchteil, im Fall 
des Teilzeitmodells auf 40 v.H. des durchschnittlichen 
Stellenbruchteils beschränkt. 5Der durchschnittliche 
Stellenbruchteil entspricht dem durchschnittlichen 
Gehaltsbruchteil der letzten fünf Jahre vor Beginn der 
Altersteilzeitbeschäftigung. 
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(4)IDer Unterschied zwischen dem durch den 
Beamten in Altersteilzeit ohnehin belegten Stellen­
anteil und dem durchschnittlichen Stellenbruchteil 
im Sinn des Abs. 3 Satz 5 ist bis zum Wegfall der 
Ersatzstelle gesperrt. 21m Anschlussdaran kann der 
durchschnittliche Stellenbruchteil nach Ablauf der 
Wiederbesetzungssperre (Art. 6 Abs. 2) wieder be­
setzt werden. 

(5) Für Lehrer an öffentlichen Schulen ist für je­
den Altersteilzeitfall, bei dem eine Ersatzstelle aus­
gebracht wird, ein Bruchteil von 1118 einer Planstelle 
mindestens in der Wertigkeit des Eingangsamts des 
Beamten in Altersteilzeit zu sperren, wenn der Be­
ginn der Altersteilzeitbeschäftigung vor dem 1. Ja­
nuar 2004 liegt; beginnt die Altersteilzeitbeschäf­
tigung nach dem 31. Dezember 2003, beträgt die 
Sperre lh2. 

(6) lAbs. 1 bis 4 gelten für die Altersdienstermä­
ßigung bei Richtern (Art, 8c BayRiG) und für die be­
grenzte Dienstfähigkeit bei Richtern (Art. 78a BayRiG) 
entsprechend. 2Der durchschnittliche Stellenbruchteil 
im Sinn des Abs.3 Satz 5 entsprichtin den Fällen des 
Art. 8c Abs. 2 Nr. 1 BayRiG (Teilzeitmodell), inden 
Fällen des Art. 8c Abs. 2 NT. 2 BayRiG (Blockmodell) 
und in den Fällen des Art. 8c Abs. 3 Satz 1 BayRiG 
(modifiziertes Blockmodell) dem durchschnittlichen 
Gehaltsbruchteil der letzten fünf Jahre vor Beginn 
der Altersdienstermäßigung, höchstens jedoch dem 
durchschnittlichen Gehaltsbruchteil der letzten zwei 
Jahre vor Beginn der Altersdienstermäßigung. 3Die 
Ausbringung der . Ersatzstelle ist in den Fällen des 
modifizierten Blockmodells zeitlich auf die Freistel­
lungsphase und im Umfang auf den durchschnittli­
chen Stellenbruchteil beschränkt.· 41st in den Fällen 
des· modifizierten Blockmodells die Differenz aus dem 
fiktiven Stellenbruchteil, der dem während der Ar­
beitsphase durchschnittlich geleisteten tatsächlichen 
Dienst-Anteil entspricht, und dem durchschnittlichen 
Stellenbruchteil größer als Null, ist diese Differenz 
vorrangig während der Arbeitsphase wertmäßig zu 
sperren. 

(7) lDas Staatsministerium der Finanzen wird 
ermächtigt, bei Arbeitszeitmodellen mit einer län­
gerfristigen ungleichmäßigen Verteilung der regel­
mäßigen Arbeitszeit, die zu einerzeitweisen völligen 
Freistellung Von der Arbeitsleistung .(Freistellungs­
phase) führen, für die Dauer.der Freistellungspha­
se eine Ersatzstelle . auszubringen. 2Die Ersatzstelle 
wird in der Wertigkeit des Bediensteten ausgebracht, 
der das Arbeitszeitmodell in Anspruch nimmt. 3D er 
Umfang- der Ersatzstelle ist auf den Stellenbruchteil 
begrenzt, der dem während des Arbeitszeitmodells 
außerhalb der Freistellungsphase durchschnittlich 
geleisteten tatsächlichen Arbeitszeitanteil entspricht. 
4DieErsatzstelle kann nur mit einem bis zur Beendi­
gung der Freistellung zeitlich befristet beschäftigten 
Bediensteten besetzt werden. 5Auf einer für einen 
Beamten oder Richter ausgebrachten Ersatzstelle 
kann stattdessen ein Beamter oder Richter in der 
Wertigkeit des Eingangsamts des Beamten, .der das 
Arbeitszeitmodellin Anspruch nimmt, beschäftigt 

werden, sofern nach. dem Wegfall der Ersatzstelle 
eine sofortige Übernahme dieses Beamten auf ander­
weitig frei werdenden, besetzbaren Planstellen gesi­
chert ist. 6Zum Ausgleich für die Ersatzstelle ist die 
Stelle des Bediensteten, der das Arbeitszeitmodell in 
Anspruch nimmt, während der Gesamtdauer des Ar­
beitszeitmodells in Höhe des Unterschieds zwischen 
dem durch den Bediensteten ohnehin belegten Stel­
lenanteil und dem Stellenanteil, der dem außerhalb 
der Freistellungsphase durchschnittlich geleisteten 
tatsächlichen Arbeitszeitanteil entspricht, zu sper­
ren. 'Eine geplante Inanspruchnahme von. Ersatz­
stellen im Rahmen von Arbeitszeitmodellen ist dem 
Staatsministerium der Finanzen vor der Genehmi­
gung der Arbeitszeitmodelle anzuzeigen. 

(8) lÜber den weiteren Verbleib der nach den 
Abs. 1 bis 7. ausgebrachten Stellen ist im nächsten 
Haushaltsplan zu bestimmen. 2DasStaatsministerium 
der Finanzen wird ermächtigt, in besonderen Fällen 
Ausnahmen zuzulassen sowie nähere Bestimmungen 
zum Vollzug zu erlassen. 

(9) Wenn Beamte die Altersteilzeit vor dem 1.Ja­
nuar 2010 angetreten haben und als Ausgleich Er­
satzstellen ausgebracht werden oder wurden, gelten 
insoweit Abs. 1 bis 8 in der am 31. Dezember 2009 
geltenden Fassung entsprechend. 

Art. 6e 

Sperre frei werdender Slellenim Rahmen 
der Verlängerung der Arbeitszeit 

und der Unterrichtspflichtzeit 

(entfallen) 

Art. 6f 

Sperre frei werdender Stellen im Rahmen 
der Verlängerung derArbeitszeit 

der Arbeitnehmer 

(1) 11m Rahmen der Verlängerung derArbeitszeit 
der Arbeitnehmer sind insgesamt 500 frei werdende 
Stellen für Arbeitnehmer zu sperren (6f-Sperre). 2In 
die.6f",Sperrekönnen vergleichbare Planstellen ein­
bezogen werden. 3In die 6f-Sperrenichteinbezogen 
werden Stellen der staatlichen Schulen im Einzel­
plan 05, der staatlichen Hochschulen, der staatli­
chenKliniken und Krankenhäuser,derTheater und 
Bühnen, der Straßenmeistereien und Autobahn­
meistereien sowie Leerstellen, Stellen tür abgeord­
neteBeamte und Ersatzstellen. 4In die 6f-Sperre sol­
len die Stellen für Auszubildende nicht einbezogen 
werden. 

(2) lDie 6f-Sperre verteilt sich wie folgt auf die 
Einzelpläne (Sperrekontingente), wobei ·bei Stellen­
umsetzungen zwischen· den Einzelplänen entspre­
chende anteilige Sperrekontingente .auf die aufneh­
mende Verwaltung übergehen können: 
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Einzelplan 

02 

03A 

03B 

04 

05 

06 

07 

08 

10 

12 

15 

Sperrekontingente 

1 

166 

26 

80 

5 

67 

2 

44 

20 

66 

23 

Summe 500 

2Das Staatsministerium der Finanzen wird ermächtigt, 
anhand der derzeitigen Stellenstruktur die Sperre­
kontingente in monetäre oder vergleichbare Einheic 
ten umzurechnen und entsprechend dieser Einheiten 
die 6f-Sperre zu vollziehen. 3Die 6f-Sperre sowie die 
Sperrekontingente können daher von den in Abs. 1 
und 2 Satz 1 genannten absoluten Zahlen abweichen. 

(3) Die nach den Abs .. 1 und 2 gesperrten Stellen 
sind in den nachfolgenden Haushaltsplänen einzuzie­
hen. 

(4) lDas Staatsministerium der Finanzen wird 
ermächtigt, nähere Bestimmungen zum Vollzug der 
6f-Sperre und Sperrekontingente zu erlassen. 2Art. 6b 
und 6c bleiben unberührt. 

Art. 6g 

Besetzung von Stellen für Arbeitnehmer 

(1) 1Stellen oder Stellenbruchteile für Arbeitneh­
mer, für die gemäß Art. 6 Abs. 1 Satz 1 oder auf Grund 
eines Haushaltsvermerks Stellenbindung besteht, 
sind bei einer Nachbesetzung dauerhaft mindestens 
eine Entgeltgruppe niedriger zu besetzen, wenn 

1. der bisherige Stelleninhaber vor dem 1. Novem­
ber 2006 auf Grund tariflicher Bestimmungen we­
gen Zeitablaufs, Dauer der Berufsausübung oder 
Bewährung in einer höheren Vergütungs- oder 
Lohngruppe eingestuft war, 

2. der bisherige Stelleninhaber auf Grund haus­
haltsrechtlicher Bestimmungen auf einer nieder­
wertigeren Stelle verrechnet wurde und 

3. der neue Stelleninhaber bei gleicher Tätigkeit 
eine oder mehrere Entgeltgruppenniedriger ein­
gestuft würde. 

2Die niederwertigere Besetzung wirkt ab dem Zeit­
punkt der Nachbesetzung auch für die folgenden 

Nachbesetzungen. 3Die niederwertigere Besetzung 
nach den Sätzen 1 und 2 soll bei der haushaltsrecht­
lich vorgeschriebenen Stellenüberwachung vermerkt 
werden. 

(2) lAusnahmen von Abs. 1 Sätzen 1 und 2 be­
dürfen der Zustimmung des Staatsministeriums der 
Finanzen. 2Der Zustimmung zu einer Ausnahme von 
Abs. 1 Satz 1. bei der neuen Beschäftigungsbehörde 
bedarf es nicht bei einem Wechsel eines Arbeitneh­
mers von einem öffentlich-rechtlichen Arbeitgeber 
zum Freistaat Bayern oder bei einem Wechsel eines 
Arbeitnehmers zwischen staatlichen Verwaltungen. 

(3) Über die endgültige Absenkung der gemäß 
Abs. 1 Sätze 1 und 2 in einer niedrigeren Entgeltgrup­
pe besetzten Stellen für Arbeitnehmer ist in künftigen 
Haushaltsplänen zu entscheiden. 

Art. 7 

Übertragung von Ausgaben 

(1) Ausgabereste und Haushaltsvorgriffe können 
mit Einwilligung des Staatsministeriums der Finanzen 
auf für gleiche Zwecke, aber mit anderer Bezeich­
nung und Titelnummer, im Haushaltsplan vorgesehe­
ne Titel übertragen werden. 

(2) Das Staatsministerium der Finanzen kann 
unbeschadet der Regelung in Art. 45 Abs. 3 BayHO 
unverbrauchte Mittel aus übertragbaren Ausgabebe­
willigungen der Haushaltspläne 2011 und 2012 ein­
ziehen, soweit dies zur Vermeidung oder Verminde­
rung eines Fehlbetrags erforderlich ist. 

(3) Abs. 2.gilt nicht für übertragbare Ausgabebe­
willigungen, soweit bei diesen Ansätzen zweckge­
bundene Einnahmen (Art. 8 Nr. 1 BayHO) ihrem Ver­
wendungszweck noch nicht zugeführt wurden. 

Art. 8 

Sonstige Ermächtigungen und Regelungen 

(1) Die in Art. 4 Abs. 4 des Haushaltsgeset­
zes 1971/1972, Art. 8 Abs. 2 des Haushaltsgeset­
zes 1977/1978, Art. 8 Abs. 2, 4 und 6 des Haus­
haltsgesetzes 1979/1980, Art. 8 Abs. 2 und 4 des 
Haushaltsgesetzes 1981/1982, Art. 8 Abs. 3 des 
Haushaltsgesetzes 1993/1994, Art. 8 Abs. 7 des 
Haushaltsgesetzes 1995/1996, Art. 8 Abs. 5 des 
Haushaltsgesetzes 1997/1998, Art. 8 Abs. 4 des 
Haushaltsgesetzes 199912000 in der Fassung des 
Nachtragshaushaltsgesetzes 2000, Art. 8 Abs. 2 und 
5 des Haushaltsgesetzes 2001/2002 in der Fassung 
des 2. Nachtragshaushaltsgesetzes 2002, Art. 8 Abs. 5 
des Haushaltsgesetzes 200312004 in der Fassung des 
Nachtragshaushaltsgesetzes 2004, Art. 8 Abs. 4 des 
Haushaltsgesetzes 200512006, Art. 2a Abs. 2, Art. 8 
Abs. 6 und 11 des Haushaltsgesetzes 200712008 in der 
Fassung des 2. Nachtragshaushaltsgesetzes 2008 und 
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Art. 8 Abs. 2a Satz 3, Abs. 5 bis 9, 11 und.12 des Haus­
haltsgesetzes 200912010 in der Fassung des Nach~ 
tragshaushaltsgesetzes 2010 getroffenen Regelungen 
und Ermächtigungen gelten weiter. 

(2) lDas Staatsministerium der Finanzen wird er­
mächtigt, für Vorhaben zur Durchführung von Ener­
gieeinsparmaßnahmen in bestehenden staatlichen 
Gebäuden dem Abschluss von Performance-Con­
tracting-Verträgen mit einem Gesamtvolumen von 
bis zu 10 Mio. € jährlich zuzustimmen, wenn sämtli­
che entstehenden Kosten (einschließlich Zins- und 
Tilgungsaufwand) innerhalb einer Vertragslaufzeit 
von maximal zwölf Jahren aus den erwarteten Ener­
gieeinsparungen getragen werden können· und die 
Wirtschaftlichkeit gewährleistet ist. 2Dabei kann eine 
einwendungs- und einredefreie Forfaitierung der 
Grundvergütung bis zu einem Anteil von höchstens 
70 v.H. zugelassen werden. 31st der Anteil der laufen­
den Zahlungsverpflichtungen, der auf die getätigten 
Investitionen des Contractors in technische Geräte, 
Anlagenund Sachen entfällt, geringer, gilt der niedri­
gere Vomhundertwert. 

(2a) lDas Staatsministerium der Finanzen wird 
ermächtigt, zum Bezug von Nutzenergie für beste c 

hendestaatliche Gebäude im Weg von Energielie­
fer-Contracting dem Abschluss von Verträgen des 
Freistaates Bayern zuzustimmen, die eine einwen­
dungs- und einredefreieForfaitierung von bis zu 
100 v.H. des die Investitionen abbildenden Grund­
preises der vertragsgegenständlichen Energieliefe­
rungvorsehen, wenn der Freistaat Bayern unbelas­
tetes Eigentum an sämtlichen Sachen erhält, die der 
Contractor zur Erfüllung seiner Verpflichtungen aus 
dem Energieliefer-Contracting-Vertrag einbringt 
oder mit einem Grundstück des Freistaates Bayern 
verbindet. 2Soweit die Summe der Raten des die 
Investitionskosten abbildenden Grundpreises im 
Einzelfall eine Mio. € bezogen auf die Vertragslaüf­
zeit nicht überschreitet, gilt die Ermächtigung nach 
Satz Ibis zu einem Gesamtvolumen von 10 Mio. €; 
das Gesamtvolumen bemisst sich nach der Jah­
ressumme des die Investitionskosten abbildenden 
Grundpreises aus. den Energieliefer-Contracting­
Verträgen. 

(3) lDie Bestände der Rücklagen und Sonderver­
mögen bei den Kapiteln80 01 bis 80 37 können bis 
zu ihrer Inanspruchnahme im Rahmen der Liquidi­
tätssteuerung des Gesamthaushalts eingesetzt· wer­
den. 2Soweit dadurch die bestehende Kreditermäch­
tigung für die Anschlussfinanzierung auslaufender 
Altschulden noch nicht. beansprucht werden muss, 
kann sie in die folgenden Haushaltsjahre übertragen 
werden. 

(4) Nach Art. 63.Abs.5 in Verbindung mit Abs. 3 
Satz 2 BayHO wird zugelassen,dass Betreibern von 
Kinderbetreuungseinrichtungen Räumlichkeiten ·in 
staatseigenen Liegenschaften insoweit gegen einen 
verbilligten Mietzins überlassen werden, als ohne 
eine Verbilligung der Raumkostenanteil zu höheren 
als marktüblichenElternbeiträgen führen würde. 

(5) Das Staatsministerium der Finanzen wird er­
mächtigt, gegenüber. der LfA Förderbank Bayern im 
Jahr 2011 eine globale Rückbürgschaft in Höhe von 
50 v.H. des im Jahr 2010 nicht ausgeschöpften Ermäch­
tigungsrahmens gemäß Art. 8 Abs. 10 HG 200912010 
für Investitions-, Betriebsmittel- und Rettungsbürg­
schaften der LfA Förderbank. Bayern zugunsten klei­
ner und mittelständischer Unternehmen in Bayern zu 
übernehmen. 

(6) lDas Staatsministeriumder Finanzen wird er­
mächtigt, eine 80 v.H.-Ausfallbürgschaft zugunsten 
der Messe München GmbH zur Absicherung notwen­
diger Fremdkapitalaufnahmen der Messe München 
GmbH von höchstens 45 Mio. € bis einschließlich 
31. Dezember 2019 zu übernehmen. 2Die Ermäch­
tigung steht unter dem Vorbehalt, dass die Landes­
hauptstadt München Bürgschaften zugunsten der 
Messe München GmbH im gleichen Volumen und zu 
gleichen Bedingungen übernimmt. 

(7) Das Staatsministerium der Finanzen wird er­
mächtigt, der Bayerischen . Staatsbad Bad Reichen­
hall Kur-GmbH Bad Reichenhall/Bayerisch Gmain 
zum Zweck der Erweiterung der RupertusTherme 
im Staatsbad Bad Reichenhall ein auf die Dauer von 
99 Jahren befristetes unentgeltliches Erbbaurecht 
auf folgenden Flächen der staatseigenen Grundstü­
cke inder Gemarkung Bad Reichenhall einzuräu­
men: 

Flst.Nr. 669/5, rund 587 m 2, 

Flst.Nr. 669/9, rund 2 664 m 2 , 

Flst.Nr. 669/13, rund 38 m 2, 

Flst.Nr. 670, rund 19 656 m 2 und 

Flst.Nr.670/1, rund 158 m 2 . 

(8) lDem Bayerischen Hauptmünzamt wird gestat­
tet,· für die Erbringung von Garantien im Rahmen der 
Teilnahme an Ausschreibungen bzw. des Abschlusses 
von Verträgen zur Prägung von Münzen Avalkredite 
bis zur Höhe von insgesamt 2 Mio. € für die Dauer der 
jeweiligen Ausschreibungsverfahrenbzw. der jeWei­
ligen Vertrags erfüllungen aufzunehmen. 2Das Staats­
ministerium der Finanzen wird ermächtigt( eine· Pat­
ronatserklärung abzugeben, dass der Freistaat Bayern 
das BayerischeHauptrnünzamt in die Lage versetzen 
wird, eventuellen Zahlllngsverpflichtungenim Fall 
der Inanspruchnahme aus dem Aval nachkommen zu 
können. 

(9) lUnbeschadet von Art 5 Abs. 4 Sätze 1 und 
4 BayUniKlinG wird das Staatsministerium für Wis­
senschaft, Forschung und Kunst ermächtigt, im Ein­
vernehmen mit der Obersten Baubehörde und mit 
Zustimmung des Staatsministeriums der Finanzen im 
Einzelfall einem Universitätsklinikum die Bauherren­
eigenschaft für eine Baumaßnahme über 3 Mio.€ zu 
übertragen, ·diezu mehr als 50v.H.vom Universitäts­
klinikum außerhalb der Anlage S finanziert wird. 2Die 
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festgestellten Gesamtkosten der jeweiligen Baumaß­
nahmesind vom Staatsministerium für Wissenschaft; 
Forschung und Kunst dem Ausschuss für Staatshaus­
halt und Finanzfragen des Landtags zur' Genehmi-
gung vorzulegen. ' 

(10.) Das.Staatsministeriumfür Wissenschaft, For­
schung und Kunst wird ermächtigt, das Eigentum an 
zum Grundstockvermögen gehörigen und in seiner 
Verwaltung befindlichen Kulturgütern, die entspre­
chend der "Erklärung der Bundesregierung; derLän­
der und der kommunalen Spitzenverbände zur Auf­
findung und. zur Rückgabe NS-verfolgungshedingt 
entzogenen Kulturgutes, insbesondere aus jüdischem 
Besitz" von 1999 als NS-verfQIgllngsbedingt entzogen 
zu' gelten.. haben, den Berechtigten unentgeltlicb zu 
übertragen. 

(U) IDasStaatsministerium.der Finanzen wird 
ermächtigt,.anTeilflächen aus dEm staatseigenen 
Grundstücken FIst .. Nrn. 164 und 166/5. der Gemar­
kung Großhade:rn und FIst. Nrn. 692'und .124/1 der 
Gemarkung Planegg im Ausmaß von insgesamt 
rund.161.üü m2 für die Betri~bsanlagen des Verlän­
gerungsa.bschnitts der V-Bahn V 6 von der aktuel­
len Endhaltestelle Klinikllm. Großhadern nach Mar­
tinsried unentgeltlich eine beschränkte persönliche 
Dienstbarkeit zugunsJenderG~meinde Planegg zu 
bestellen .. 2DerGemeinde Planegg dürfen weiterhin 
TeHflächen aus den staatseigenen Grundstücken 
FIsLNrn. 164 und'166/5. der Gemarkung Großha­
dern und aus den Fist. Nrn. 692, 124/1, 90.1, 946 und 
941 der GemarkungPlanegg im Ausmaßvon insge-

. samt rund 66 8üOm2 fürBaustellenzwecke zur Ver­
längerung der U-Bahnlinie .6 nach Martinsr1ed vo­
rübergehend' unentgeltlich. zur Nutzung überlassen 
werden. ' 

Art. 9 

Grundstockmaßnahmen 

1 Aus dem. Grundstock. der. allgemeinen1.andes­
verwaltung, erfolgt im· Haushaltsjahr Zü12.eine rück­
zahlbare Ablieferting an den Haushalt. bis . zur Höl:).e 
von 5.82 4t?ü 0.0.0. €. 2Die Mittel sind spätestens im Haus­
haltsjahr 20.18 an den Gruntl.stock der allgemeinen 
Landesverwaltung zurückzuführen. 3Die. :t\1ittel sind 
zweckgehundenzur.Finanzi~rungder beiKap; 13 0.4 
TU. 314 5.2 genannten Ansätze des Programms "Auf­
brucn. Bayern" . 

Art. 10. 

Änderung des Haushaltsgesetzes.2ü05./2üü6 

In Art.9aAbs: 5 des Gesetzes über die Feststel­
lungde~ Haushaltsplans des Freistaates Bayern· für 
die Haushaltsjahre. 20..0.5 unq 20.0.6 (Haushaltsgesetz 
-BQ - 20.0.5120.0.6) .vom 8.:t\1ärZ 2Qo.5 (GVBI S. 46, 
BayRS 63ü-2.15-F),geäIidertd'urch § 1 des·Gesetzes 
vom .. 9. Ma~ 20.0.6 (GVBI S. 193), werden. die Worte 

"die Sachbezüge" durch die Worte ,;den Sachbe­
zugswert " ersetzt. 

Art. 11 

NeuesDienstrecht in Bayern 

(1) ISoweit Beamte oder Richter, deren Ämter in 
den Besoldungsordnungen A, B,W oder R desBun~ 
despesoldungsgesetzes in' der am 31. AugusL2o.ü6 
geltenden Fassung oder in den Besoldungsordnun~ 
gen A oder B des Bayerischen .Besoldungsgesetzes 
inder am .31. Dez.ember 20.10. geltenden Fassung 
ausgebracnt sind,nach dem 3.LDezember 20.10 auf 
Grund einer Änderung der Einstufung, der Amts­
ztIlagenoder der Amtsbezeichnungen. gesetzlich 
in. ein andt;!tes Amt . übergeleitet werden; können 
diese bis zum InkrafttretenderStellenplanüberlei­
tung gemäß Abs. 2 auf ihren bisherigen P~anstellen 
verrechnet werden. 2Dies gilt auch für Beamte und 

. Richter, bei denen sich nur die Funktiönsbezeich­
nung .ändert oder·entfällt. 3Satz 1 gilt entsprechend 
auch- für Beamte und Richter, denen eine Stellen­
zulage zugestanderrhat, die durch Gesetz in eine 
Amtszulage od~r eine Zulage tür besondere Berufs~ 
gruppen umgewandelt wird, für die im Haushalts­
plan Planstellen mit (Amts-)Zulage auszuweisen 
wären~4Weitere Abweichungen von der SteIlen­
besetzung bedürfen.' der ZustiIIltnung des Staatsmi" 
nisteriums der Fina.nzen; 

(2) IDas Staatsministerium.der Finanzen wird 
ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Ausschuss 
für Staatshaushalt und Finanzfragen des Landtags 
die auf .Grund der Art. 10.3 bis 10.8 BayBesG not­
wendigen' Stellenumwandlun,gen, Stellenhebungen 
und Änderungen von Haushaltsvermerken. imStel". 
lenplan im Rahmen .einer gesondertenStellenplan~ 
überleitung vorzunehmen. zDabei konnenüberdie 
besoldungsgesetzliche Überführungoderüberlei­
tunghihaus die Amtsbezeichnungen im Stellenplan 
kostenneutral . verändert und innerhalb einer Be­
soldungsgl'uppe unter Berücksichtigung vön· Amts­
zulagen, Zulagen. für besondere . Berufsgruppen, 
besondeI;E~n . AIlltszuljigen, . besonderen. Zulagen 
für Richter und imHEulshaltsplanauszuweisenden 
Stellenzulagen zusammengefasst werden; 3Nicht 
von der hesoldungsgesetzlichen Überführung oder 
Überleitung "betroffene Planstelleln und .andere 
Stellen können in die Stellenplanüberleitung kös­
tenneutraleinbez.Qgen werden .. 4Im Rahmender 
Stellenplanüberleitung ist das Inkrafttr~ten der 
Überleitung zu bestimmen; dabei kann eine Rück~ 
wirkung vorgesehen werden. 

(3)1.A:bweichungen .bei der Stellenbeset~ung oder 
beim· Vollzug "on. HaushaUsvermerkennach. Inkraft­
tretender Stellenplanüberleitunggemäß Abs. 2 be­
dürfen der Zustimmungdes~taatsministeriuIlls der 
FinaI:1zem .• 2Die .. abweichende StellenbesetzungsoH 

. koste.nIieutral erfolgen; 

(4) Art. 6 Abs .. 3 bleibt unberührt. 
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Art. 12 

Aussetzung der Zuführungen 
an das Sondervermögen 

"Versorgungsfonds des Freistaates Bayern" 
sowie an das Sondervermögen 

"Versorgungsrücklage des Freistaates Bayern" 

1Gemäß Art. 16 Abs. 4 Satz 2 des Gesetzes über 
die Bildungvon Versorgungsrücklagen im Freistaat 
Bayern (BayVersRücklG) werden in den Jahren 
2011 und 2012 die Zuführungen zum Sonderver­
mögen "Versorgungsfondsdes Freistaates Baye:rn" 
nach Art. 16 Abs. lund 5 ausgesetzt. 2Hiervon. aus~ 
genommen sind Versorgungszuschläge, die nach 
Art. 16 Abs. 2 Satz 2 BayVersRücklG an das Son­
dervermögen zugeführtwerdEm. 3 Ausgesetzt wer­
den ferner die Zuführungen zum Sondervermögen 
"Versorgungsrücklage des Freistaates Bayern" 
nach Art. 6 Abs; 1 Satz 1 NI; 2 BayVersRücklG in 
den Jahren 2011 und 2012. 

Art. 13 

Änderung des Bayerischen Beamtengesetzes 

Das. Bayerische Beamtengesetz (BayBG) .. vom 
29. Juli 2008(GVBl S. 500, BayRS 2030-1-1-F),zu­
letzt geändert durch § 4 des Gesetzes vom 5. Au­
gust 2010 (GVBl S. 410, ber. S. 764), wird wie folgt 
geändert: 

1. Art. lOSwird wie folgt geändert: 

a:) Es.wird folgender neuer Satz 5 eingefügt: 

,,5Die erforderlichen personenbezogenen Da­
ten aus Arzneimittelverordnungen im Sinn 
des § 1 des Gesetzes über Rabatte für Arz c 

neimittel vom 22. Dezember 2010 (BGElI 
S. 2262, 2275) dürfen an den Treuhänder aus­
schließlich zum Zweck der Prüfung gemäß§ 3 
des Gesetzes über Rabatte für Arzneimittel 
übermittelt werden. " 

b) Der bisherige Satz 5 wird Salz 6; die Zahl" 4" 
wird durch die Zahl ,,5" ersetzt. 

2. Dem Art. 110 Abs. 2 wird folgender Satz3ange­
fügt: 

,,3 Arzneimittelverordnungen im Sinn des § 1 
des Gesetzes über Rabatte für Arzneimittel sind 
zur Geltendmachung von Rabatten nach diesem 
Gesetz .nicht zurückzugeben; die Vernichtung 
dieser Arzneimittelverordnungen erfolgt auf 
der Grundlage .der nach§ 3 Satz 5 des Geset­
zesüber Rabatte für Arzneimittel zu treffenden 
Vereinbarungen unverzüglich, sobald sie ·für 
die dort geregelten Zwecke nicht mehr benötigt 
werden." 

Art. 14 

Änderung des Gesetzes über die Bildung von 
Versorgungsrücklagen im FreistaatBayern 

Dem Art. 6 des Gesetzes über die Bildung 
von Versorgungsrücklagen im Freistaat Bayern 
(BayVersRücklG) vom 26. Juli 1999 (GVEl S. 309, 
BayRS 2032-0-F), zuletzt geändert durch § 6 des Ge­
setzesvom 5. August 2010.(GVBl S. 410), wird folgen­
der Abs.6angefügt: 

,,(6)'Für eine vorübergehende Minderung oder 
Aussetzung der Zuführungen zum. Sondervermö­
gen ,Yersorgungsrücklage des Freistaates Bayern' 
nach Abs. 1 Nr. 2 gilt Art. 16 Abs. 4 Satz 2 sinnge­
mäß. 2Sofern der Freistaat Bayern die Zuführungen 
nach Abs. 1 Nr. 2 mindert oder aussetzt, können die 
in Art.. 1 Abs. 1 Satz 2genannten Einrichtungen unter 
Berücksichtigung ihrer jeweiligen Haushaltslage die 
Zuführungen in gleichem Maße mindern oder ausset­
zen, sofern sie nicht Mitglieder des Bayerischen Ver­
sorgungsverbands sind. " 

Art, 15 

Änderung des Bayerischen Besoldungsgesetzes 

Das Bayerische . Besoldungsgesetz (BayBesG) 
vom 5. August 2010 (GVBl S. 410,ber. S. 764, BayRS 
2032-1-1-F) wird wie folgt geändert: 

1. Der Inhaltsübersicht wird folgender Art. 109 an­
gefügt: 

"Art. 109 Abweichende Bestimmungen für Grund­
gehaltssätze und LEüstungsbezüge". 

2. Es wird folgender Art. 109 angefügt: 

"Art. 109 

Abweichende Bestimmungen·für·Grundgehalts­
sätze und Leistungsbe:z:üge 

(1)1Wer .nachdem 30. April 2011 erstmals 
Anspruch auf Grundgehalt aus einem Amt der 
Besoldungsordnung A bei einem der in Art. 1 
Abs. 1 bezeichneten Dienstherren hat, erhält. ab­
weichend von Art. 20 Abs. lSatz 1 (gegebenen­
falls in Verbindung mit Art. 108 Abs. 9) ab Beginn 
des DienstverhältnissesJürhöchstens 18 Monate, 
längstens bis einschließlich 30. April 2013, das 
jeweils zustehende Grundgehalt aus.der Besol­
dungsordnung A in Höhe der nächstniedrigeren 
Besoldungsgruppe. 2Wer nach dem 30. April 2011 
erstmals Anspruch auf Grundgehalt aus einem 
Amt der BesoldungsordnungenWoder Rbei 
einem der in Art. 1 Abs. 1 bezeichneten Dienst-. 
herrenhat,erhältabweichend von Art. 40 Abs. 2 
Satz 1 oder Art. 45 Abs. 2Sätzel und 2.abBeginn 
des Dienstverhältnisses tür höchstens 18 Monate, 
längstens bis einschließlich 30. April 2013, einen 
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Grundgehaltssatzin Höhe von90 v.H. des jeweils 
zustehenden Grundgehalts aus der Besoldungs­
ordnung W oder R. 3Soweit die Besoldungsgruppe 
AUswirkungen auf andere Ansprüche der Beam­
ten· und Beamtinnen, ... Richter und Richterinnen 
neben dem Grundgehalt hat, gilt insoweit Satz 1 
oder 2 nicht. 

(2) Abs. 1 findet keine Anwendung. auf Be­
amte und Beamtinnen mit Einstieg in der ers­
tenQualifikationsebene sowie auf Beamte und 
Beamtinnen, Richter und Richterinnen,die vor 
Anspruchsbeginn in einem kommunalen Wahl­
beamtenverhältnis oder in einem Beamten- oder 
Richterverhältnis bei einem öffentlich-rechtlichen 
Dienstherrn mit Anspruch auf Grundgehalt stan­
den. 

(3) Art. 68 Abs: 1 Sätze 2.und 3 finden in den 
Jahren 2011 und 2012 keine Anwendung." 

3. In Anlage 1 - Besoldungsordnungen wird in der 
Besoldungsgruppe B 4 vor dem Amt "Direktor, Di­
rektorin bei der Bayerischen Versicherungskam­
mer/Bayerischen Versorgungskammer" das Amt 
"CIO-Stabsstellenleiter, CIQ-Stabsstellenleiterin 
in einer obersten Dienstbehörde" eingefügt. 

Art. 16 

Änderung des.Kostengesetzes 

Das. Kostengesetz (KG) vom 20. Februar 1998 
(GVBl S.43, BayRS 20134-1-F), zuletzt geändert 
durch §3 des Gesetzes vom 12. April 2010 (GVBI 
S. 169), wird wie folgt geändert: 

1. Art. 23 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1. 

b lEs wird folgender Satz 2 angefügt: 

,,2Satz 1 gilt nicht, wenn die dort genannten 
Körperschaften bei der Wahrnehmung von 
Aufgaben im übertragenen Wirkungskreis 
staatliche Einrichtungen in Anspruch nehmen 
und .zugleich selbst Antragsteller für Verfah­
ren im eigenen Wirkungskreis sind." 

2. Art. 24 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 wirdwie folgt geändert: 

aal In Satz 1 werden nach dem Wort" Staats­
bäder" die Worte "festgesetzt und" ein­
gefügt. 

bb) In Satz 2 wird das Wort"Einziehung" 
durch das Wort "Erhebung" ersetzt. 

b) Abs.2 wird wie folgt geändert: 

c) 

aal Es wird folgender neuer Satz 2 eingefügt: 

,,2Er hat der Erhebungsberechtigten nach 
Abs. 1 Sätze 1 und 2 den Vor- und Famili­
ennamen, das Geburtsdatum und die An­
schrift mitzuteilen und sich auf Verlangen 
durch Personalausweis oder Pass auszu­
weisen." 

bb) Der bisherige Satz2 wird Satz 3; das Wort 
"Gemeinde" wird durch die Worte "Er­
hebungs berechtigten nach Abs. 1 Sätze 1 
und 2" ersetzt. 

cc) Die bisherigen Sätze 3 und 4 werden Sät­
ze 4 und 5. 

Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

aal Die . Sätze 4 bis 6 erhalten folgende Fas­
sung: 

,,4Es kann ferner bestimmt werden, dass 

a) die Vermieter von Unterkünften, Rei­
seunternehmer. von Gesellschaftsrei­
sen und Inhaber von Kurmittelanstal­
ten zur Meldung von Kurgästen und 
zurVereinnahmung·. und Abführung 
der Kurtaxe verpflichtet sind und 
neben dem Schuldner als Gesamt­
schuldnerfür die Zahlung der Kurta­
xe haften; 

b) für Meldeformulare, die.in Zusam­
menhang mit der Kuttaxerhebung 
ausgegeben und nicht zurückgege­
ben. wurden, ein pauschaler Ersatz 
zu leisten ist, der den Zwei-Monats­
Betrag des< jeweils geltenden Kurtax­
satzes nicht überschreiten darf; die 
Erhebung des pauschalen Ersatzes 
unterbleibt, soweit sie der Billigkeit 
Widerspricht; 

c) die Kurtax-Anmeldungnach amtlich 
vorgeschriebenem Datensatz durch 
Datenfernübertragung zu übermit­
teln ist. 

5Die Erhebungsberechtigte nach Abs. 1 
Sätze 1 und 2 .kann die übermittel­
ten Daten bis zum Eintritt der Verjäh­
rungzum Vollzug derArt. 24 und 26 
sowie der Kurtaxordnung verwenden. 
6Die Verordnung über die elektroni­
sche Übermittlung von. für das Besten­
erungsverfahren erforderlichen Daten 
(Steuerdaten -Übermittlungsverordnung 
- StDÜV) vom 28. Januar 2003 (BGBL! 
S. 139) gilt in derjeweilsgeltenden Fas­
sung sinngemäß." 

bb) Satz 7 wird aufgehoben. 
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d) Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

aal In Satz 1 werden nach der Zahl ,,4" die 
Worte "Buchst.a"eingefügt. 

bb)ln Sah 2 wird das Wort ,,,Einhebungsbe­
rechtigten " durch das Wort "Erhebungs­
berechtigten" ersetzt. 

. 
ce) Satz 3 wird aufgehoben~ 

e) In Abs. 5 Satz 3werdeIi nach derZahl ,,4" die 
Worte "Buchst. a" eingefügt. 

f) Es wird folgender Abs. 6 angefügt: 

,,(6) tArt. 13Abs. Ibis 3 des Kommunal­
abgabengesetzes gelten in d~r jeweils, gelten­
den Fassung sinngemäß mit der Maßgabe, 
dass an die Stelle der, Körperschaft, der die 
Abgabe zusteht, die ErhebungSberechtigte 
nach Abs., 1 Sätze 1 und 2 tritt. 21st die Erhe­
bungsberechtigte eine juristischeI'erson des 
J;>rivatrechts nach Abs. 1 Satz 2, ist sie zum 
Erlass von Verwaltungsakten zur Festsetzung 
und, Erhebung der Kurtaxe sowie zur An­
ordnung, und Durchführung von Außenprü~ 
fungen im Sinn des Abs. 4 und zu sonstigen 
Maßnahmen beim Vollzug der Art. 24 und 26 
sowie der Kurta:xordnung befugt." 

Art.i7 

Änderung des Bayerischen Bodenschutzgesetzes 

Das Bayerische Gesetz zur Ausführung des BUndes­
BodenschUtzgesetzes (BayerischesBodenschutzgesetz­
BayBodSchG) vom23. Februar 1999(GVBl S.36, BayRS 
2129-4-i-UG), . zuletzt geänd,ertdurch Gesetz vom 
23. Juli 20.10. (GVBI S~ 318), wird wie folgt geändert: 

L Die Inhaltsübersicht wird, wie folgt geändert: 
, . 

a) Die Überschrift des, Vierten Teils ,erhält fol­
gende Fassung: 

" Vierter Teil 

Ausgleichsleistungen, Finanzierung". 

b)Es.wird folgender :Art. 13a eingefügt: 

,;:Art.i3,a Erkundung und Samerung gemein­
deeigener Hausmülldeponien " . 

c) Vor Art., 14 wird folgende Überschrift einge­
fügt: 

"Fünfter Teil 

Schlussv:orschriften" '. 

d) Es ,:"ird folgende~ Art. .15 angefügt: 

"Art . .15Außerkrafttreten'~. 

2. In Art. 10. Abs. 6. werelen die Worte."nach § 36 
Abs.2 Satz 2 des Kreislaufwirtschafts- und Abfall­
gesetzes " gestrichen. 

3. Die Überschrift des Vierten Teils erhält folgende 
Fassüng: 

" Vierter Teil 

Ausgleichsleistungen; Finanzierung". 

4. Es wird folgender :Art: 13a eingefügt: 

i,Art.13a 

Erkundung ,und SanieTung gemeindeeigener 
Hausmülldeponien 

(1) lDie Kosten für die Erkundung und Sa­
nierung stillgf'!legter gemeindeeigener,.' Haus­
mülldeponien tragen der Freistaat Bayern .und 
die kreisangehörlgen Gemeinden gemäß '. den 
na<::hfolgenden Bestimmungen. gemeinsam. 2Ge­
meindeeigene' Hausmülldeponie ist eine Depo­
nie,die von einer kreisa.ngehörigen Gemeinde in 
Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgabe der Abfall­
entsorgung betrieben worden ist, sofern nicht ein 
Landkreis oder eine kreisfreie Gemeinde als, ent­
sorgungspflichtige ~örperschaft im Sinn des Art. 3 
Abs. 1 des.Bayerischen Abfallwirtschaftsgesetzes 
die Inhaberstellun!;Jübernommen hat oder sofern 
die Deponie nicht ausschließlich für die Ablage­
rung mineralischer Abfälle genehmigt worden 
ist: ~Eint:l gemeindeeig.eneHausmülldeponieist 
stillgelegt, wenn,auf ihr nach dem 3.0. April 20.0.6 
keine Abfälle mehr abgelagert werden .. 

(2) IDas Staatsministerium für Umwelt und 
Gesundheit errichtet und verwaltet mit Wirkung 
zum 1. Januar 2o.o.6einenUnterstützüngsfonds als 
staatliches, Sondervermögenohne eigene Rechts- . 
persönlichkeit. 2Die jährlichen Beiträge allelen 
Unterstützungsfonds werden vom FreistaatBay~ 
ern undv:on den kreisangehör:igen Gemeinden je 
zur Hälfteaufgebratht. 3Die·Beiträge betragen'in 
der Regelje fünf Millionen Eüro pro Jahr. 

(3) Die Beitrage der einzelnen. Geme:inden zu 
dem von ihnen insgesamt gemäß Ans. 2.zumUn­
terstützungsfonds zu leistenden Anteil bestimmen 
sich nach dem Verhältnis ihrer für das laufende 
RechnllIlgsjahr maßgebendell ,Umlagegruridla­
gen(Art~ 18 Abs. 3 des Finanzausgleichsgesetzes 
-FAG}. 

(4) ~Aus, dem Unterstützungsfonds erhalten 
die 'Gemeinden im,Rahmen.der.yerfügbaren Mit­
tel Zuschüs~e,soweit sie nach anderen RechtsV'or­
schriften diE;! Kosten . für die Erkundung ,und .die 
Sanierung'· stillgelegt~r gemeindeeigener Haus­
mülldeponien zu tragen haben. 2Zuschussfähig 
sind die notweIieligen Kosten. für Eikundungs-
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Öder Sanietungsmaßnahmen" soweit diese einen 
angemessenen Eigerianteilubersteigen; 3D er 
Eigenanteil . der betroffenen Gemeinde gemäß 
Satz 2 beträgt je Hausmillldeponiel,5 v.H. der 
Umlagegrundlagen(Art. 18 Abs. 3 FAG)" höchs­
tens 200 0.00. Euro. 4Maßgeblich für die Ermittlung 
der Umlagegrundlagen ist der Durchschnittswert 
der letztem drei RechnungSjahre, die dem Jahr der 
Erstattungsantragstellung vorangehen. sDie Kos­
ten für die Erkundung und die Sanierung gemein­
deeigener Hausmillideponien bis Zu' einer Höhe 
von 20 0.00 Euro trägt allein die betroffen~ Ge­
meinde. 6Die Zuschussgewährllng setzt voraus, 
dass die ErkilIldungs- oderSanienmgsmaßnah­
men jeweils in eine. nach Maßg(ibeder zur Verfü­
gung stehi:mden Fondsmittel halbjährlich aufzu­
stellendePrioritätenliste ~ufgenommen sind. 

(5) . tDas Staatsministerium für Umwelt und 
Gesundheit wird ermächtigt, im Einvernehmen 
mit den Staatsmihisterien des .Innern und der 
Finanzen durch Rechtsverordnung di.eweiteren 
Einzelheiten, ' insbesondere. des Berechnungs­
und Erhebungsverfahrens, zu iegeln. 2Es kann 
vorgesehen werden, dass das Landesamt für. 
Statistik und Datenverarbeitung die Beiträge er­
mitteltund festsetzt und dass die Erhebul1g bei 
den kreisahgehörigenGemeinden im WElg der 
Verrechnung erfolgt. 3Ferner kann vorgesehen ." 
werden" dass bei Vorliegen einer besonderen 
Hätte, insbesondere wenn ausgeschlossen ist, 
dass eine Gemeinde den Unterstützungsfonds 
in Anspruch nehmen kann, weil sie'ihreHaus~ 
mülldeponien bereits vollständig saniert hat, der 
Beitrag' einer de:meinde reduziert werdell kann. 
4Di~VerwaltungdEls Sondervermögens kahn auf 
Dritte übertragen werden, sofern dies.e. die er­
forderliche Zuverlässigkeit und Sachkuride bei 
der verfahreIlsrechtliChen Behandlung von Alt­
lastensanierungenbesitzen: die Übertragung ist 
stets widerruflich." 

5. Vor Ait,14 Wird folgende Überschrift eingefügt: 

"Fünfter Teil 

Schlussvorschriften ". 

6. Eswird folgender Art. 15 angefügt: 

"Art. 15 

Außerkrafttreten 

Art. l3a tritt· mit. Ablauf des 31. Dezember 
2.015 außer Kraft. " . 

Art. 18 

Änderung des Spielbankgesetzes 

Art. 5 Abs:.l Sati2des Gesetzes überSpielban­
ken im Freistaat .Bayern (Spielbankgesetz ...; SpielbG) 

vom 26. Juli 1995 (GVBl S. 350, 13:ayRS 2187-.1-1), zu­
letzt geändert durch Art. 15 des Gesetzesvom 14. Ap­
ril2009' (GVB~ S. 86), erhält folgende Fassung: 

,,2Die Spielbankabgabe beträgt bei einem jährlichen 
Bruttospielertrag , 

his 25 Millionen Euro dreißig v.H, 
uber 25 Millionen Euro fünfunddreißig v.H. 

des Bruttospielertrags der jeweiligen Spielbank." 

Art. 19 

Änderung des. Bayerischen 
Schulfinanzierungsgesetzes 

Das Bayerische Schulfinanzierungsgesetz 
(BaySchFG) in ,der Fassung der Bekanntmachung 
vom 31. Mai 2000 (GVBlS. 455,bet;S. 633,BayRS 
2230-7-1 cUK) , zuletzt geändert durch §. 2.des Geset­
zes vom 23. Juli 2010 (GVBIS. 334), Wiidwie folgt 
geändert: ' 

1; In Art. 31 Abs. 6 Satz 2. wird die Zahl ,,75" durch 
die Zahl ,,65" ersetzt. 

2, Art. 32 Abs. Jbis 3 erhalten falgendeFassung: 

,,(1) lFür den notwendigen Schulaufwand im 
Ra.hmen per schulaufsiChtlichen Genehmigung 
erhält. der Schulträger einen Zuschussbetrag je 
Schülerin oder S;hüler und Schuljahr in Höhe 
von 1 624 €, bei Schulen von 14 bis zu 99 S€hüle­
rinnen und Schülern wird ein Zuschlag nachfol-

, gendE!r Berechnung gewährt: (100 ~Schillerzahl 
der Schule) ~. 200 €.2Schulen mit weniger als 
14Schülerinnen und SchÜlern erhaItenkeinen 
Zuschuss. 3Maßgebend für die Zahl deLSchü­
lerinnen und Schüler sind jeweils die Verhält­

. Ilisse aIIi Stichtag der Amtlichen Schuldaten für 
das dem· Abrechnmrgsschuljahrvorhergehende 

. SChuljah.r. 4l)er in Satz ~genannte pauschale Zu­
sChussbetrag wird bei Bed,arfmit Wirkung zum 
1. August 2013 angePClS$tund erhOhtsiChin den 
Folgejahrenjeweils . zum Schuljahresbeginnent~ 
Sprechend derVeranderuIlg' des Verbraucher­
prefsin:deXinBayer~.des Vorjahres; das Staatsmi­
nisteriumfürUnterrichtundKl:lltus gibt jährlich 
den angepa~stenZuschussbetrag bekannt. 5Für 
notwendige.:unc:i schulaufsichtlich genehmigte 
Baumaßnahmen erhält der Schulträger einen 
Zuschuss in H'öhevan 70v,H; der fördetfähigen 
Kosten, soweit diese mehr als..25 000 € betragen, 
6Es können die Kosten alsförderfahig.anerkannt 
werden, die bei< kommunalen .Scliulbaumaß­
nahmen im k()InmilJ;lalen. Finanzausgleich als 
fötderfähigerAufwand gelten. 7Der Zeitpunkt 
derErsatzleistungenfUrBaukosten richtet sich. 
nach den im Staatshaushalt ausgebrachten Mit­
tE!ln. 8DElrStaat hat Anspruch auf Wertausgleich, 
wenn. dia nach Satz 5 geförderte Baum,aßnahme 
nicht mehr den ZweCken einerpiivaten. Volks- . 
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schule dient. 9Der Wertausgleich errechnet sich 
aus de~ geleisteten Zuschussbetrag abzüglich 
einer Absgtzllng für Abnutzung von· 4 v.R: von 
dem geleisteten Zuschussbetrag pro Jahr ab dem 
auf den Zeitpunkt der Fertigstellun~ der Bau­
maßnahme folgenden Jahr. lOWenn die geförder­
te Baumaßnahme einem anderen.förderfähigen 
Zweck zugeführt wird, kann von der Geltendma­
chung des Anspruchs auf Wertausgleich in der 
Höhe abgesehen werden; in der für den neuen 
Zweck staatliche Zuschüsse gegeben werden 
könnten. 11Die staatliche Forderung auf Wert­
ausgleich kann auch ohne Verzinsung gestundet 
werden, solange und soweit das Gebäude einer 
anderen, im staatlichen Interesse liegenden, 
gemeinnützigen Zweckbestimmung dient, die 

Zwecks anzusetzen,. wenn. der Verkehrswert. hÖe 
her ist a1s im Zeitpunkt der Aufgabe der schuli­
schen Nutzung. " 

4. In Art. 47Abs. 3 wird die Zahl ,,75"durchdie Zahl 
,,87,50" ersetzt .. 

Art. 20 

Änderung der Verordnung.zur Ausführung 
des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes 

Die Verordnung zur Ausführung des Bayerischen 
Schulfinanzierungsgesetzes (AVBaySchFG) vom 
23. Januar 19.97 (GVBlS .. 11, BayRS 2230,.7~1-1-UK). 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 13. Dezem­
ber 2010 (GV:Bl S. 869), wird wie folgt geändert: 

mit dem Schulbetriebin unmittelbarem Zusam­
menhang ~teht(neuer Zweck). 12Soweit auf der 
Grundlage· eines bestehenden Förderbesc;heids 
auch Aufwendungen für den Grunderwerb ge- I 1. 
fördert wurden oder als förd~.rfähigfestgesetzt 
wurden, bemisstsichderst~atliche Anspruch auf 
Wertausgleich nach Art. 34 Sätze 4 bis 7. 

In. der Inhaltsübe:rsicht wird bei ~§ 15 und 17je­
weilsdas Wort "Volksschulen, ~'gestrichen. 

2.· § 14a erhält folgende fassung: 

(2) lLeistungen nach Abs .. 1 werden erst ge­
währt, wenn die Schule mind'E)stens zwei Jahre 
ohne wesentliche schulaufsichtliche Beanstal1-
dungenbestanden . hat. 2Wenn eine bereits be­
stehende Grundschule um eine Hauptschulstufe: 
oder eine bereits bestehende Hauptschule um 
eine~Grundschulst:ufe elV\Teitert Wird,gilt für Zu­
schussbeträge zum Schulaufwand für .d1e. zusätz­
liche Schu1stule· Satz ·1 ents~rechend. 

(3) Bei staatlich anerkannten Volksschulen 
erhöht sich der Zuschusssatz für notwendige Bau­
maßnahmen nach Abs.l Satz 5 auf80 v.H .. " 

3. Art. 34Satz·4 wird. durch folgendenneuen Satz 4 
undfolgEmcie Sätze.5 bis 7. ersetzt: 

,,4DerStaat hat Anspruch . auf. Wertausgleich, 
wenn die nach Satz 1geförderteSchulahlage und 
ihre Ausstattung.nicht·mehr.den·ZweckeJ;l einer. 
privaten Förderschule dienen. 5 Als Wertausgleich 
ist der Verkehrswert anzusetzen,mindestens je­
doch als Restwert die.Anschaffungs- und Berstel­
lungSkosten.abzüg1ich der in gleichen Jahresbe­
trägen errechneteJ;l Absetzung für Abnutzul1g; 
·die Absetzungbemisst si~hhierbeinach der bee 
triebs gewöhnlichen Nutzungsdauer. SWenn. die 
Schulanlage einem anderenförderfähi~enZweck 
zugeführt wird, kann.· von der Geltel1dmadmng 
des. Anspruchs auf. Wertausgleich in o..erHöhe 
abgesehen werden, in der für den. neuen Zweck 
staatliche·. Zus.chüsse gegeben·. werden .. konnten .. 
7Die staatliche Forderung auf Wertausgleich kann 
auch ohne Verzinsung gestundet werdeh, .solan­
ge unclsoweitdieSchulanlageeiner ande:ren, im 
staatlichen Interesse liegenden, gemeirinützigen 
Zweckbestimmung .dient,diemit dem· Schul­
betrieb in • unmittelbarem . Zusa~rnenlümgsfeht 
(neuer-Zweck)ralsWertausgleich .ist der Ver­
kehr::;wert im Zeitpunkt. der Aufgabedesneuen 

,,§ 14a 

. Verwendungsbestätigung bei privaten 
Volksschulen 

(zu Art. 31. BaySchFG). 

.. lDieZuschüssenachArt.31 Ahs: 1 undArt .. 32 
Abs:.1 S.atz: 1.BaySchFGdürfen nur gewährt wer­
den, . wenn der Schulträger schriftlich bestätigt 
hat, das::; die Mittel ausschließlich<für Personal­
aufwand .00 Sinn des Art. 2 BaySchFG.oder für 
Schulaufwand.imSinndesArt .. 3 BaySchPG der 
zu fördernden Schl:lle verwendet werden. 2Der 
SChultriiger kann ZuschÜsse zum SchulaufWand 
der zu fördernden .Schule auch für den Pers:onal­
. a,ufwand und umgekehrt verw~nden. " 

3. In §§ 15.und 17 wird inder Überschrift jeweils das 
Wort "Volksschulen,." gestrichen. 

Art. 21 

Durchführungsbestimmungen 

lFür die Ausführung des Haushaltsplans und die 
Aufstellung der. Haushaltsrechnung gelten neben 
den allgemeinenhaushaltsrechtlichen Vorschriften. 
die Durchführungsbestimmungen zu diesem .Gesetz· 
(Anlage DBestHG 201112012). 21m Übrigen erlässt das 
Sta;:ttsministerh.lm der Finanzen. die .zur.Ausführung 
dieses Gesetzes erforderlichen Anordnungen .. 

Art. 22 

Inkrafttrete:n:, . Außerkrafttreten 

(l)Dieses Gesetz tritt mit Wirkungvom 1. J.anuar 
2011 in Kraft. 



BayerischesGesetz- und Verordnungs blatt Nr. 712011 165 

(2) Abweichend von Abs. 1 treten 

1. Art. 18 mit Wirkung vom 1. Januar 2010, 

2. Art. 14 bis 16am 1. Mai2011, 

3. Art. 19 Nm. 1 bis 3 und Art. 20 am 1. August 2011 
und 

4. Art. 19 Nr. 4 am 1. August 2012 

in Kraft. 

(3) Die Bestimmungen dieses Gesetzes gelten, 
soweit im Folgenden nichts anderes bestimmtist, bis 
zum Tag der Bekanritmachung des Haushaltsgesetzes 
des folgenden Haushaltsjahres weiter. 

(4) Art, 109 BayBesGtritt mit Ablauf des 30. April 
2013 außer Kraft. 

Art. 23 

Übergangsregelung zur Wiederbesetzungssperre 

IFür am 31. Dezember 2010 laufende Wiederbe­
setzungssperren (Art. 6 Abs. 2 Satz 2 Haushaltsgesetz 
- HG - 200912010) gilt die zwölfmonatigeWiederbe­
setzungssperre gemäß Art. 6 Abs. 2 Satz 2. 2Dies gilt 
auch für die am 28. September 2010 von der Staatsre­
gierung beschlossene Besetzungssperre. 

Art. 24 

Übergangsbestimmungen zu Art. 19 

(1) I Die Absenkung der während der Karenz­
zeitgewährten Leistungen in Art. 31 Abs. 6 Satz 2 
BaySchFG auf 65 v.H. gilt nicht für private Volksschu­
len,die mit Wirkung vomL August 2011 oder früher 
genehmigt wurden. 2Für die privaten Volksschu­
len,.bei denen die staatlichen Leistungen je Schüle­
rin oder Schüler zum Schulaufwand(ausgenommen 
Baurnaßnahmen) im DurchSChnitt der Jahre 2008, 
2009 und 2010 über dem pauschalen Zuschussbetrag 
nach Art: 32 Abs. 1 Satz 1 BaySchFG liegen, wird 
übergangsweise bis einschließlich des Schuljahres 
2018/2019 eine.zusätzliche Förderung zum Schulauf­
wand nach folgender Tabelle gewährt: 

Schuljahr 

201112012 

201212013 

201312014 

Förderquote für den Betrag, um 
den der Durchschnitt der staat­
lichen Leistungen der Jahre 
2008, 2009 und 2010 den pau­
schalen Zuschussbetrag nach 
Art. 32 Abs. 1 Satz l.übersteigt 

87,5v.H. 

75v.H. 

62,5 v.H. 

201412015 50 v.H. 

201512016 37,5 v.H. 

201612017 25 v.H. 

201712018 12,5 v.H. 

2Q1812019 0 v.H. 

3Für die privaten Volksschulen, bei denen die staat­
lichen Leistungen je Schülerin oder Schüler zUm 
Schulaufwand (ausgenommen Baurnaßnahmen) im 
Durchschnitt der Jahre 2008, 2009 und 2010 unter 
dem pauschalen Zuschussbetrag nach Art. 32 Abs. 1 
Satz 1 BaySchFG liegen, erfolgt für eine Übergangs­
zeitbis einschließlich des Schuljahres 201812019 eine 
stufenweise Erhöhung der staatlichen Leistungen bis 
zum Erreichen des Pauschalbetrags nach folgender 
Tabelle: 

Schuljahr 

201112012 

201212013 

201312014 

201412015 

201512016 

201612017 

201712018 

201812019 

Förderquote für den Betrag, um 
den der Durchschnitt der staat­
lichen Leistungen der Jahre 
2008, 2009 und 2010 unter dem 
pauschalen Zuschussbetrag 
nach Art. 32 Abs. 1 Satz 1 liegt 

12,5 v.H. 

25 v.H. 

37,5 v.H. 

50 v.H. 

62,5 v.H. 

75 v.H. 

87,5 v.H. 

100 .v.H. 

4Für die staatliche Förderurigvon Baurnaßnahmen für 
private Volksschulen, bei denen die für den Erlass des 
Förderbescheids notwendigen und vollständigen Un­
terlagen vor dem 1. August 2011 der Regierung vor­
liegen, findet Art. 32 BaySchFGin der bis zum 31. Juli 
2011 geltenden. Fassung Anwendung. 

(2) Für die Zeit vom 1. Januar 2011 bis einschließ­
lich 31. Juli 2012 gilt Art 47 Abs, 3 BaySchFGin fol­
gender Fassung: 

,,(3) Für Schülerinnen und Schüler staatlich 
anerkannter Realschulen, Gymnasien, beruflicher 
Schulen und Schulen des· Zweiten Bildungswegs 
ersetzt der Staat .den Erziehungsberechtigten 
oder volljährigen Schülerinnen und Schülern das 
Schulgeld bis zum Betrag von 80 € je Unterrichts­
monat." 

München, den 14. April 2011 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Horst See h of e r 
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Gesamtplan 

Einnahmen 

gegenüber 
Betrag für Betrag für 2010 

Einzel- I B e z e ich n u ng 2011 2010 mehr (+J 
plan weniger (-) 

Tsd. € Tsd.€ Tsd.€ 

1 2 .. 3 4 5 

01 Landtag 400,5 308,5 +92,0 

02 I Ministerpräsident undStaatskanzlei 486,51 911,4 1 -424,9 

03 Staatsministeriumdes Innern 1.096.760,71 1.183.933, 11 -87.172,4 

04 I Staatsministerium der Justiz und für 992.566,31 +159.044,6 833.521,7 
Verbraucherschutz 

05 I Staatsministerium tür Unterricht und Kultus 70.464,3 84.192,3 -13.728,0 

06 I Staatsministeriumder Finanzen 447.369,5 419.398,0 +27.971,5 

07 I Staatsministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, 1.265.268,9 1.296.960,3 ~31.691,4 

Verkehr und Technologie 

08 I Staatsministerium für Ernährung, 384.226,31 359.182,11 +25.044,2 
Landwirtschaft und Forsten 

10 I Staatsministerium tür Arbeit und Sozialordnung,1 604.139,61 616.192,81 -12.053,2 
Familie und Frauen 

11 I Bayerischer Oberster Rechnungshof 19,21 19,2 

12 I Staatsministerium für Umwelt und Gesundheit 147.667'71 198.041'71 ~50.374,0 

13 Allgemeine Finanzverwaltung 35.902.356,7 36.066.152,4 -163.795,7 

15 I Staatsministerium für Wissenschaft, Forschung 1.579.408,3 1 1.287.881,91 +291.526,4 
und Kunst 

Summe 42.491.134,5 42.346.695,4 +1440439,1 
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Teil I: Haushaltsübersicht 2011 

Ausgaben + Überschuss / - Zuschuss 

gegenüber 
Betrag tür Betrag tür 2010 Betrag für Betrag tür Verpflichtungs-

2011 2010 mehr (+) 2011 2010 ermächtigungen Einzel-
weniger (-) 2011 plan 

Tsd.€ Tsd.€ Tsd.€ Tsd.€ Tsd.€ Tsd.€ 

6 7 8 9 10 11 12 

107.463,4 106.617,8 +845,6 -107.062,9 -106.309,3 4.760,0 01 

82.419,6 80.673,1 +1.746,5 -81.933,1 -79.761,7 10.000,0 02 

4.912.563,6 5.071.271,6 -158.708,0 -3.815.802,9 -3.887.338,:5 621.619,3 03 

1.824.452,2 1.823.047,7 +1.404,5 -831.885,9 -989.526,0 105.078,0 04 

9.557.703,5 9.482.308,5 +75.395,0 -9.487.239,2 -9.398.116,2 32.524,0 05 

1.779.863,7 1.791.124,6 -11.260,9 -1.332.494,2 -1.371.726,6 75.220,0 06 

1.722.522,6 1.728.494,3 -5.971,7 -457.253,7 -431.534,0 6.944.882,5 07 

1.199.587,1 1.217.405,9 -17.818,8 -815.360,8 -858:223,8 242.500,0 08 

2.547.135,6 . 2.509.965,5 +37.170,1 -1.942.996,0 -1.893.772,7 251.147,8 10 

30.334,3 31.905,2 -1.570,9 -30.315,1 -31.886,0 - 11 

773.476,1 844.555,7 -71.079,6 -625.808,4 -646.514,0 107.984,5 12 

12.729.821,7 12.690.710,9 +39.110,8 +23.172.535,0 +23.375.441,5 240.750,0 13 

5.223.791,1 4.968.614,6 +255.176,5 -3.644.382,8 -3.680.732,7 364.588.1 15 

42.491.134,5 42.346.695,4 +144.439,1 - - 9.001.054,2 
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Gesamtplan 

Einzel­
plan 

1 

B e z e i c hn u n g 

2 

01 I Landtag 

02 I Ministerpräsident undStaatskanzlei 

03 

04 

05 

06 

07 

08 

10 

Staatsministeriumdes Innern 

Staatsministerium der Justiz und für 
Verbraucherschutz 

Staatsministeriumfür Unterricht und Kultus 

Staatsministerium der Finanzen 

Staatsministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, 
Verkehr und Technologie 

Staatsministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung, 
Familie und Frauen 

11 I Bayerischer Oberster Rechnungshof 

12 

13 

15 

Staatsministerium für Umwelt und Gesundheit 

Allgemeine Finanzverwaltung 

Staatsministeriumfür Wissenschaft, Forschung 
und Kunst 

Einnahmen 

Betrag für Betrag für 
2012 2011 

Tsd.€ Tsd.€ 

3 4 

400,5 400,5 

486,5 486,5 

824.122,8 1.096.760,7 

796.311,3 992.566;3 

58.674,5 70.464,3 

448,513,5 447.369,5 

1.265.242,0 1.265.268,9 

378.943,0 384.226,3 

606.391,4 604.139,6 

19,2 19,2 

112.166,3 147;667,7 

37.086.368,2 35.902.356,7 

1.538.215,8 1 1.579.408,3 

Summe I 43.115.855,01 42.491.134,5 

gegenüber 
2011 

mehr (+) 
weniger (-) 

Tsd.€ 

5 

.-272.637,9 

-196.255,0 

-11.789,8 

+1.144,0 

-26,9 

-5.283,3 

+2.251,8 

,35.501,4 

+1.184.011,5 

-41.192,5 

+624.720,5 
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Teil!: Haushaltsübersicht 2012 

Ausgaben + Überschuss / - Zuschuss 

gegenüber 
Betrag für Betrag für 2011 Betrag für Betrag für Verpflichtungs-

2012 2011 mehr (+l 2012 2011 ermächtigungen I Einzel-
weniger H 2012 plan 

Tsd.€ Tsd.€ Tsd.€ Tsd.€ Tsd.€ Tsd.€ 

6 7 8 9 10 11 12 

107.300,1 107.463,4 -163,3 -106.899,6 -107.062,9 2;645,0 I 01 

80.765,6 82.419,6 -1.654,0 -80.279,1 -81.933,1 5.500,0 02 

4.713.280,31 4.912.563,6 -199.283,3 -3.889.157,5 -3,815.802,9 510.447,51 03 

1.880.462,5 1 1.824.452,2 +56.010,3 -1.084.151,2 -831.885,9 108,912,01 04 

9.788.413'91 9.557,703,5 +230.710.4\ -9.729.739,4 -9.487.239,2 33.205,0 I 05 

1.779.863,7 -1.343.120,9 -1.332.494,2 1 37.570,01 06 1.791.634,4 +11.770,7 

1.739.021,7 1.722.522,6 +16.499,11 -473.779,71 -457.253,71 554.440,0 I 07 

1.210.073,9 1.199.587,1 +10.486,8 -831.130,9 "815.360,81 225.885,01 08 

2.708.005,1 2.547.135,6 +160.869,5 -2.101.613,7 -1.942.996,0 178.374,2 10 

31.011,7 30.334,3 +677,41 -30.992,51 -30.315,1 11 

748.239,1 7730476,11 -25.237,01 -.636.072,81 -625.808,41 96.206,51 12 

12.848.111 ,0 12.729.821'71 +118.289'31 +24.238.257,21 +23.172.535,0 I 236.980,0 I 13 

5.469.535,7 320.690,0 I 15 5.223.791,1 +245.744,6 -3.931.319,9 -3.644.382,8 

43.115.855,0142.491.134,5 +624.720,5 2.310.855,2 
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Gesamtplan 

Teil II: Finanzierungsübersicht für die Haushaltsjahre 2011 und 2012 

A. Ermittlung des Finanzierungssaldos 

1. 

2. 

Einnahmen 
(ohne Einnahmen aus Krediten vornKreditmarkt, Entnahmen aus 
Rücklagen, Einnahmen.aus Überschüssen) .................... ; ................. .. 

Ausgaben 
(ohne Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, 
Zuführungen anRücklagen und Ausgaben zur Deckung eines 

Betrag für 
2011 

Tsd. € 

40.688.077,5 

Betrag für 
2012 

Tsd. € 

42.274.888,5 

Betrag für 
2010 

Tsd. € 

38.456.915,3 

Fehlbetrags) ...... ,.................................................................................. 42.399.802,2 43.024.942,2 41.915.884,4 

3. Finanzierllngssaldb (NI. 1 abzüglich NI. 2) ....... ;................................ -1.711.724] -750.053,7 -3.458.969,1 

ß; Deckung des Finanzierungssaldos 

1. Netto-Neuverschuldung am Kreditmarkt 

1.1 Einnahmenaus. Krediten vom Kreditmarkt 
1.1.1 im allgemeinen Haushalt ........................................................... ; ...... . 2.826.325,0 3.031.648,0 3.323.799,0 
1.1.2 im Stabilisierungsfonds Finanzmarkt und BayernLB. ' ...................... . 100.000,0 800.000,0 50.000,0 

1.2 Ausgaben zurSchuldentilgung für Kreditmarktmittel 
(einschließlich Marktpflege ) 

1.2.1 im allgemeinen Haushalt ............................... , .......... , ...................... .. 2.826.325,0 3.031.648,0 3.323.799,0 
1.2.2 im Stabilisierungsfonds Finanzmarkt und BayernLB ...................... .. 100.000,0 800.000,0 50.000,0 

1.3 Nettokreditaufnahme am Kreditmarkt (NLl.l abzüglich NI. 1.2) ... r-I --------,--+---------l~----,-------, 

2. Abwicklung der Rechnungsergebnisse aus Vorjahren 

2.1 Einnahmen aus Überschüssen .......................... : ............... ; ............... . 

2.2 Ausgaben zur Deckung von Fehlbeträgen: ..................................... .. 

3. Rücklagenbewegung 

3.1 Entnahmen aus Rücklagen, Fonds und Stöcken ..... , .... , ................... . 

3.2 Zuführungen an Rücklagen, Fondsund Stöcke .............................. .. 

1.803.057,0 I 840;966,5 3.889.780,1 

91.332,3 90.912,8 430.811,0 

3.3 Saldo{Nr; 3.1 abzüglich NT. 3.2) ., .. , ................................................... r-I -----:-=-':-c-:='_ . - ! 1. 111. f~4, f f~u.053,7 3.458.969,1 

4. Deckung insgesamt (NT. 1.3 undNT. 3.3) 1.711.724,7 750.053,7 3.458.969,1 

Teil.III: Kreditiinanzierungsplan für die Haushaltsjahre 2011 und 2012 

1. Kredite am Kreditmarkt 

1.1 Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt 
1.1.1 im allgemeinen Haushalt ............................ ; .................................... .. 2.826.325,0 3.031.648,0 3.323.799,0 
1.1.2 im $tabilisierungsfonds Finanzmarkt und BayernLB ......... , ............ .. 100.000,0 800.000,0 50.000,0 

1.2 Ausgaben zur Schuldentilgung für Kreditmarktmittel 
(einschließlich Marktpflege) 

1.2.1 im. allgemeinen Haushalt ..................................... , ............................ . 2.826.325,0 3.031.648,0 3.323.799,0 
1.2.2 im Stabilisierungsfonds Finanzmarkt und BayernLB ............ ; .......... . 100.000,0 800,000,0 50.000,0 

1.3 Saldo {NI. LI abzüglich NT. 1.2) ......................... , .............................. . 

2. Kredite im öffentlichen Bereich 

2.1 Einnahmen aus zweckbestimmten Krediten von 
Gebietskörperschaften u. Ä ................................................ ; ......... " .... . 200,0 200,0 

2.2 Ausgaben zurSchuldentilgung bei Gebietskörperschaften u. Ä. 63.000,0 63.000,0 53.000,0 

2.3 Nettokreditaufnahme .(NI. 2.1 abzüglich NT. 2.2) .............................. . -62.800,0 -62:800,0 -53.000,0 

3. Kreditaufnahmen insgesamt 

3.1 Bruttokreditaufnahme {NI. 1.1 und Nr. 2.1) ...................................... .. 2.926.525,0 3.831.848,0 3.373,799,0 

3.2 Ausgabenzur Schuldentilgung (NT. 1.2 und NI. 2.2) .................... , .. .. 2.989.325,0 3.894.648,0 3.42.6.799,0 

3.3 Nettokreditaufnahme (NI. 1.3 und NI. 2.3) .................................. ; .... . -62.800,0 -62.800,.0 -53,000,0 

4. Rückzahlbare Ablieferung des Grundstocks (Art. 9 HG) 582.460,0 480.000,0· 
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. Anlage DBestHG 201112012 

Durchführungsbestimmungen 
zum Haushaltsgesetz 201112012 

(DBestHG201112012) 

1. Deckungsfähigkeit 

1.1 SoWeit nicht Nr. 12.1 zur Anwendung kommt, 
sind innerhalb der einzelnen Haushaltskapi­
tel gegenseitig deckungsfähig die Mittel der 
Titel 

1.1.1 517 ü1 Bewirtschaftung der Grundstücke, 
Gebäude und Räume, 

51705 Bewirtschaftung durch Heizung, Be­
leuchtung und elektrische Kraft, 

517 31 Bewirtschaftung. der Grundstücke, 
Gebäude und Räume (soweit die Be­
wirtschaftung durch andere Dienst­
stellen erfolgt), 

517 35 Bewirtschaftung. durch Heizung, Be­
leuchtung und elektrische Kraft.(so­
weit die Bewirtschaftung durch ande­
re Dienststellen erfolgt), 

518 O. Mieten und Pachten für Grundstücke, 
Gebäude und Räume, 

51831 Mieten undPachtenfürGrundstücke, 
Gebäude und Räume (soweit die Be­
wirtschaftungdurch andere Dierist­
stellen.erfolgt), 

1.1.2 .514 O. Haltung von Dienstfahrzeugen und 

5270. Reisekostenvergütungen für Dienst­
reisen, 

1.1.3 531 1. Fachveröffentlichungen und 

531 2. Sonstige Veröffentlichungen. 

1.2 . Innerhalb desselben. Einzelplans sind die Mit­
tel der Titel. 519 O. (Unterhaltung der Grund­
stücke und baulichen Anlagen), 701 0; (klei­
ne Neu-, Um- und Erweiterungsbauten) und 
7020. (grundlegende Erneuerung und Sanie­
rung vonKanal-, Schachtbau- und Abwasser­
anlagen)gegenseitigdeckungsfähig. 

1.3 lMit Einwilligung der zuständigen obersten 
Staats behörde können die bei den einzelnen 
Titeln der Anlagen S (staatlicher Hochbau) 
veranschlagten Ausgaben und Verpflich­
tungsermächtigungen nachdem Baufort­
schrittverst.ärkt werden,. wenn der Mehrbe­
trag' innerhalb der Hochbauausgaben .' bzw. 

1.4 

2. 

2.1 

2.2 

-verpfIichtungsermächtigungen desselben 
Einzelplans eingespartwird; demStaatsminis­
terium der Finanzen ist jeWeils ein Abdruck 
des. entsprechenden Einwilligungsschreibens 
der zuständigen obersten Staatsbehörde zu­
zuleiten. 2Die danach zulässige gegenseitige 
Deckung darf nicht zu einer Abweichung von 
den den einzelnen Bauvorhaben zugrunde 
liegenden Unterlagen gemäß Art. 24 bzw. 54 
BayHO oder zu einer Überschreitung der fest­
gesetzten Gesamtkosten der·einzelnen Maß­
nahmen führen. 3Bei grundstockfinanzierten 
Ansätzen ist eine Umschichtung nur zuguns­
ten grundstöckkonformer Hochbaumaßnah­
menzulässig;das Nähere.regelt dasStaatsmi­
nisterium der Finanzen. 

Im Übrigen ergibt sich die Deckungsfähigkeit 
von Ausgabemitteln aus den im Haushalts­
plan enthaltenen Vermerken. 

Bewirtschaftung' der Personalausgaben 

lBei der Bewirtschaftung der Personalausga­
ben sind die Verwaltungen an' die in. Art. 6 
Abs.l des Haushaltsgesetzesgenannten Stel­
lenpläneunter Beachtung .der Nt. 3 gebun­
den .. 2Soweit keine . Stellenbindung besteht, 
richtet sich die Bewirtschaftung grundsätzlich 
nach den veranschlagten Haushaltsbeträgen; 
dabei können innerhalb der einzelnen Kapitel 
die Erstattungsleistungen der Bundesagentur 
für Arbeit nach dem Altersteilzeitgesetz ent­
sprechend dem Entstehungsgrund den be­
troffenen Haushaltsansätzen zugeführt wer­
den. 

lDie in einem Einzelplanbei den in Art. 6 
Abs.1 des Haushaltsgesetzes genannten Ti­
teln veranschlagten Mittel fürPersonalausga c 

ben (einschließlich Titel 42.1 0.) dürfen - inso­
weit in AbwEüchung von Art. 45Abs.lBayHO 
- bei der Ausführung des Haushaltsplans zu 
einer Summe zusammengefasst und inner­
halb desEinzelplans gemeinsam bewirtschaf­
tetwerden. 2Soweit bei den in die gemeinsa­
me Bewirtschaftung einbezogenen Ansätzen 
außerplanmäßige Ausgaben und bei den 
nicht in die gemeinsame Bewirtschaftung ein­
bezogenen Ansätzen über- und außerplan­
mäßige Ausgaben erforderlich werden,gilt 
die Einwilligung des Staatsministeriums der 
Finanzen hieriu allgemein als erteilt, wenn 
di.e . über- und außerplanmäßigen Ausgaben 
ausschließlich auf Stellenbesetzungen nach 
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2.3 

3. 

3:1 

Art. 6 Abs. 3 Nr,l des Haushaltsgesetzes zu­
rückzuführen sind. 

Für Beamte und Arbeitnehmer," bei denen 
gemäß Art. 6 Abs. 1 des Haushaltsgesetzes 
eine Stellen bindung besteht, darf Mehrar­
beit (Überstunden). für die eine Vergütung zu 
zahlenist, nUr angeordnet werden,wennbei 
Titel 422 41 bis 422 42 (Mehrarbeitsvergütun­
gen für Beamte}oder Titel 428 41 (Überstun­
denentgelte für Arbeitnehmer) ausreiChende 
Mittel zur Verfügung gestellt sind. 

Besetzung vonI'lansteIleIi. und Stellen 

Fürdie Besetzung von Planstellen und Stellen 
gelten Art. 6 des Haushaltsgesetzes, Art. 47, 
49.und 50 BayHOsowie die.zu diesen Bestim­
mungen erlassenen Verwaltungsvorschriften 
unter Beachtung' der nachstehenden Bestim­
mungen. 

Besondere Regelungen für den Hochschulbe­
reich 

3.1.1 lWissenschaftliche Mitarbeiter im Sinn des 
Art. 22 BayHSchPGkönnen auch auf gleiCh" 
oder .höherwertigen Stellen für Akademische 
Räte,AkademischeObeITäte, Akademische 
Direktoren oder Leitende Akademische Di­
rektoren (jeweils ohne Lehrkräfte für be­
sondere Aufgaben an einer Hochschule) so­
wie auf Stellen für Professoren verrechnet 
werden. 2Akademische ObeITäte auf Zeit 
(BesGrA 14) können aufStellen für Akade­
mische Direktoren oder auf Stellen für Lei­
tende Akademische Direktoren (jeweils ohne 
Lehrkräfte für besondere Aufgaben an einer 
Hochschule) sowie auf Stellen für Professoren 
verrechnet werden. 

3.1.2 lInhaber der Ämter des Akademischen Rats, 
des Akademischen. ObelTats, des Akademi­
schen Direktors oder des Leitenden Akade­
mischen Direktors. (jeweils ausschließlich der 
Lehrkräfte für besondere Aufgaben an einer 
HQChschule) sowie wissenschaftliche Mitar­
beiter können niCht auf Stellen, die für Lehr­
kräfte für besondere Aufgaben an.einerHoch­
schule ausgewiesen sind, verrechnet werden. 
2Dies gilt niCht· für Akademische Räte, Aka­
demische ObelTäte, Akademische Direktoren 
oder Leitende Akademische Direktoren,die 
mit einer Lehrverpflichtung von mehr als acht 
Lehrveranstaltungsstunden aus .. Ämtern der 
alten Personalstrukturübernommen wurden. 

3.1.3 Inhaber der Ämter des. Akademischen Rats,. 
des Akademischen Oberrats, des Akademi­
schen Direktors . oder des Leitenden Aka­
demischen Direktors (jeweils einschließliCh 
der Lehrkräfte für besondere Aufgaben) der 
BesGr A 13 bis A16(ArL19 bis 21 und 24 
BayBSchPG) können auf Stellen für Professo-

ren der BesGr W 2 und W 3 verrechnet wer­
den. 

3.1.4 StellenfUr· Akademische Räte auf Zeit 
(BesGr A 13) und Akademische Oberräte auf 
Zeit (BesGr A 14) dürfen mit entsprechend 
eingestuften Arbeitnehmern sowie wissen­
schaftlichen Mitarbeitern mit einem Bache­
lor-Abschluss besetzt werden, wenn .deren 
Arbeitsverhältnis den für wissenschaftliche 
Mitarbeitergeltellden Bestimmungen (Art. 22 
BayHSchPG) entsprechend befristet ist, sowie 
mit Ärzten, die in einem befristeten Arbeit­
nehmerv:erhältnis zur Erlangung der Gebiets­
arztanerkennungbeschäftigt werden. 

3.1.5 Stellen der Entgeltgruppe 13 dürfen mit 
wissenschaftlichen Mitarbeitern im Arbeit­
nehmerverhältnis im Sinn des Art. 22 Abs. 2 
Satz 1 BayHSchPG besetzt werden,die einen 
Bachelor-Abschluss erworben haben. 

3.1.6 Künstlerische Mitarbeiter werden bei der 
Stellenverrechnung wie wissenschaftliche 
Mitarbeiter behandelt. 

3.1. 7 Ärzte der. klinisch -theoretischen Institute der 
Medizinischen Fakultäten, die vom Geltungs­
bereichdes TV-Ärzte' erfasst sind, können in 
besonderen unabweisbaren Fällen auf Stellen 
der BesGr W2, des akademischen Mittelbaus 
oder Arbeitnehmerstellen in den Entgeltgrup.­
pen 13 bis 15 verrechnet werden. Hierzu be­
darf es mit Ausnahme der Nachbesetzungen 
der Bestandsfälle der vorherigen Zustimmung 
des Staaisministeriums der Finanzen. 

3.1.8 Unter den Voraussetzungen der NI. 3.1.4 dürc 

fen auf Stellen für Juniorprofessoren (BesGr 
W 1) Akademische Räte auf Zeit (BesGr A 13) 
sowie entsprechend eingestufte Arbeitneh­
mer und wissenschaftliche Mitarbeiter mit ei -
nem Bachelor-Abschluss verrechnet werden. 

3.2 Besondere Regelungen für den RiChterbe c 

reich 

Auf Stellen für Richter der BesGr R 2 können 
auch Richter kraft Auftrags der BesGr A 13 
bis A 16, auf.Stellen für RiChter der BesGr R 1 
auch RichterkraftAuftrags der BesGt A 13 bis 
A 15 verrechnet werden. 

3.3 Arbeitnehmer-Budget 

3.3.1 lDasStaatsministeriumder Finanzen wird er­
mächtigt,.zur Vorbereitung einer Einführung 
eines Arbeitnehmer-Budgets bei der Beset­
zungvonStellen für planmäßige Beamte und 
Richter, die gemäß NI. 2.1 Satz 1 und Nr. 2.2 
Satz 1 der gemeinsamen Bewirtschaftung un­
terliegen, mit Arbeitnehmern zu bestimmen, 
dass Entgelte abweichend auf Titel 428 07 
gebucht werden kön.nen. 2Auf über-oder au-
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ßerplanmäßige Ausgaben, die sich auf Grund 
der nach Satz 1 abweichenden Buchung. erge­
ben, ist Art. 31 BayHOnichtanzuwenden; au­
ßerplanmäßige Ausgaben sind jedoch inder 
Haushaltsrechnung als solche zu bezeichnen. 

3.3.2 Im Rahmen der Pilotierungdes Arbeitneh­
mer-Budgets kann dasStaatsministerium der 
Finanzen im Einvernehmen mit dem Obers­
ten Rechnungshof einen von den Durchfüh­
rungsbestimmungen zum Haushaltsgesetz, 
den Verwaltungsvorschriften zur Bayerischen 
Haushaltsordnung und den Bestimmungen 
für die Auszahlung und den rechnungsmä­
ßigen NachWeis der . Bezüge und sonstigen 
Leistungen bei Versetzung, Abordnung und 
Zuweisung abweichenden Nachweis derEnt­
geltzahlungen bestimmen. 

3.4 Feststellungen der Rechnungsprüfung 

4. 

4.1 

1 Stellen , . die .. auf Grund von· Feststellungen 
der Rechnungsprüfung nicht oder nicht in der 
veranschlagten Wertigkeit erforderlich sind, 
sind in die Verhandlungen zur Aufstellung 
des Hal.lshaltsplans einzubeziehen: 2Art. 50 
Abs. 1 BayHO bleibt Unberührt, 

Besondere Persorialausgaben, Billigkeitsleis­
tungen 

Aus Mitteln für Bezüge und dergleichen 
dürfen Fahrkostenzuschüsse für die regel­
mäßigen Fahrten zwischen Wohnung und 
Dienststättenach Maßgabe der Fahrkosten­
zuschuss-Bekanntmachung (FkzBek) vom 
15; November 2001 (FMB12002S.69) in der 
jeweils geltenden Fassung einschließlich der 
darauf entfallenden Pauschalsteuern gewährt 
werden. 

4.2 Aus Mitteln der Titel 54649 (Vermischte Verc 

waltungsausgaben) können auch die Ausgac 

ben geleistet werden: 

4.2.1 für die Übernahme von Kosten des Rechtsschut­
zes für Bedienstete des Freistaates Bayern, 

42.2 für die Kosten der amtsärztlichenUntersu, 
chung . von Beamten und Bewerbern, von 
Lehrkräften kirchlicher Genossenschaften, 
die auf Grund von Abstellungsverträgen im 
öffentlichen Volksschuldienstund Sonder­
volksschuldienst tätig sind, von Geistlichen 
und Laienkatecheten, die an öffentlichen 
Volksschulen,Sondervolksschulen und staat­
lichenBerufsschulen Religionsunterricht er­
teilen, sowie für die Kosten einer von der Er­
nennungsbehörde . angeordneten klinischen 
oder fachärztlichen Untersuchung, 

4.2.3 soweit Mittel nicht gesondert veranschlagt 
sind,für den Sachschadenersatz ehrenamtli­
cher Richter und ehrenamtlicher Mitglieder 

von bei Staatsbehörden gebildeten Ausschüs­
sen (analog Abschnitt 12 der Verwaltungs­
vorschriftenzum Beamtenrecht in derjeweils 
geltenden Fassung), 

4.2.4 für die Erstattung von Auslagen bei Vorstele 
lungsreisen nach den geltenden Bestimmun­
gen des Staatsministeriums der Finanzen, 

4,2.5 für die Übernahme von Kosten einer Impfung 
gegen FSME(Grundimmunisierung, Auffri­
schungsimpfung '. Impfserum); Voraussetzur:-g 
für die Kostenübernahme ist, dass die be­
schäftigte Person in definierten FSME-Risiko­
gebieten nach Robert-Koch-Institut 

4.3 

inder Land-, Forst- und Holzwirtschaft, 
im Gartenbau sowie in der Vermessungs­
verwaltungregelmäßig Tätigkeiten in 
niederer Vegetation und in Wäldern, 

im Straßenbetriebsdienst und im Bereich 
der Wasserwirtschaft .mit regelmäßigen 
Tätigkeiten in niederer Vegetation, 

im Tierhandel und bei der Jagd Tätigkei" 
ten mit regelmäßigem direkten Kontakt 
zU freilebenden Tieren oder 

in Forschungseinrichtungen und. Labora­
torien regelmäßig Tätigkeiten mit Kon­
taktmöglichkeit zu infiziertenProben oder 
Verdachtsproben bzw. zu erregerhaltigen 
oder kontaminierten Gegenständen oder 
Materialien, wenn derÜbertragungsweg 
gegeben ist, 

ausübt und dadurch die Gefahr einer Infek­
tion durch das FSME"Virus .deutlich höher ist 
als bei der Allgemeinbevölkerung. 

IDen zur Ausbildung zugewiesenen Beam­
Um (Art. 23 Abs. 2 BayRKG) werden die bei 
den· staatlichen Lehreinrichtungen verfüg­
baren Unterkünfte unentgeltlich überlassen; 
Lehreinrichtungen im Sinn dieser Vorschrift 
sind solche, die .ausschließlichoder nahezu 
ausschließlich Bildungsaufgaben für die Be­
schäftigten des .. öffentlichen Dienstes wahr-. 
nehmen. 2Studierenden der Fachhochschule 
für öffentliche Verwaltung ündRechtspflege 
in Bayern, die im Einzugsgebiet des Dienstor­
tes (der Lehreinrichtung) wohnen (§ 1 Abs .. 3 
Satz 2 BayTGV, Art. 4 Abs. 3 BayUKG) und 
nicht schwerbehindert sind, werden keine. 
Unterkünfte überlassen. 3Wenn im Einzelfall 
durch den Verzicht auf die unentgeltliche 
Unterbringung höhere Anmietkosten einge­
spart werden, kann auf Antraganstatt der 
unentgeltlichen Unterkunft. ein Fahrtkosten­
zuschuss gewährt werden. 4Eine geschlossec 

ne Unterbringung (§ 8 Abs.4 Satz 2 BayTGV) 
wird nicht begründet. 5Art. 12ZBayBG bleibt 
unberührt. 
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4.4 

4.5 
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lZur Gewährungvon Prämien nach den Richt­
linien zum Vorschlagswesen in. der bayeri­
schen Staatsverwaltung können die Ansätze 
bei Titel 459·1. 

a) zu Lasten der. Einnahmen bei den Ober­
gruppen 12 und 13 ohne Gruppe 133, 
der Gruppe 111 und derTitel 119 01 und 
11949, 

b) zu Lasten derAnsätze bei den Obergrup­
pen 51 bis 54und 81 bis 82 

verstärkt werden. 2Die Ansätze bei Titel 459 1. 
dürfen nur insoweit verstärkt werden, als. sich 
bei .den deckungsfähigen Titeln im Jahr der 
Prämienzahlung. und im darauf.jolgenden 
Jahr des prämierten Vorschlags Mehreinnah­
men· bzw. Einsparungen .in mindestens der 
gleichen Höhe ergeben: 3Soweit die Mehrein­
nahmen .. bzw. Einsparungen bei den in Satz 1 
genannten Titeln anderer Einzelpläne entste­
hen, ist für die Verstärkung des Titels 459 1. 
die Einwilligung der. obersten Staatsbehörde 
erforderlich, die für den· anderen Einzelplan 
zuständig ist. 

1 Aus Mitteln für Bezüge und dergleichen wird 
Beamten, die im Laufe des Kalenderjahres 
vom Arbeitnehmerverhältnis in das Beamten­
verhältnis übernommen wurden,eine außer­
tarifliche Leistung gewährt. 2Entsprechendes 
gilt, wenn Beschäftigte während des Kalen­
derjahresvon einem TV-L-Arbeitsverhältnis 
in ein Arbeitsverhältnis mit Besoldung nach 
Besoldungsrecht wechseln. 3Die außertarifli­
che Leistung beträgt für die Beschäftigten in 
denEntgeltgruppenE 1 bis E 11 70 v.H., für 
die übrigen Beschäftigten 65 v.H. des mo­
natlichenEntgelts, das dem Beschäftigten in 
den letzten drei Monaten vor dem Monat der 
Übernahme in das Beamtenverhältnisbzw. 
des. Wechsels in· ein Arbeitsverhältnis mit Be­
soldung nach Besoldungsrecht durchschnitt­
lichgezahlt wurde; unberücksichtigt bleiben 
hierbei das zusätzlich für Überstunden und 
Mehrarbeit gezahlte Entgelt (mit Ausnahme 
der im Dienstplan vorgesehenen· Mehrar­
beits" und Überstunden),Leistungszulagen, 
Leistungs-und Erfolgsprämien. 4Der Bemes­
sungssatz bestimmt sich nach der Entgelt­
gruppe am Ersten des Monats, der dem Mbnat 
der Verbeamtung bzw, .des WechselS in ein 
Arbeitsverhältnis mit Besoldungnach Besol­
dungsrecht unmittelbar vorhergeht. 5Dieau­
ßertarifliche Leistung vermindert siCh um ein 
Zwölftel fürjeden Kalendermonat, .für den der 
Beschäftigte kein Entgelt ausdemArbeitsver­
hältnis erhalten hat. 6Die außertariflicheLeis­
tung ist zu Lastender Haushaltsstellezu leis~ 
ten, auf der der Beamte vor der Übernahme in 
das Beamtenverhältnis bzw. vor dem Wechsel 
i:p.ein Arbeitsverhältnis mit Besoldung nach 
Besöldungsrecht geführtwurde. 

4.6 

5. 

5.1 

5.2 

5.3 

6. 

6.1 

6.2 

Aus Mitteln für Entgelte .der Arbeitnehmer 
kann Arbeitnehmern für die Zeit für die ihnen 
Entgelt (§.15 TV~L) zusteht, eine. Zulage ge­
zahlt werden, wenn .ihre Tätigkeit mit Mehr­
aufwendungen verbunden ist,die weder 
durch die Reisekostenvergütung noch durch 
das Entgelt abgegolten sind, undentspre­
chenden Beamten unter den gleiChen Voraus­
setzungenund Umständen eine Aufwands­
entschädigung gewährtwird. 

Prüfllngskosten, Personal- und Sachausga­
ben aus anderen Haushaltsansätzen 

AusMitteln der Tite14590. (Prüfungsvergü­
tungen)sind auch sämtliche mit der Prüfung 
zusammenhängenden sächlichen Verwal­
tungsausgaben einschließlich der Reisekos.­
ten der mit der Durchführung der Prüfung 
beauftragten Prüfer und Prüfungshelfer zu 
bestreiten. 

Soweit Entgelte fürStaatsbeschäftigte aus an­
deren alsPersonalausgabenansätzen oder auS 
Titelgruppen . zu leisten sind, sind auch die 
sonstigen Ausgaben (Beihilfen, Unterstützun­
gen, Trennungsgelder, Übergangsgelder und 
dergleichen) bei diesen Ansätzen zu leisten. 

AusMitteln der Tltel518 0, und 518 31 (Mie­
ten und Pachten für Grundstücke, Gebäu­
deundRäume) sind auch die Ausgaben für 
durchzuführende Ausschreibungsv~rfahren 
zur Anmietung von Bestellbauten (Immobili­
en, die ein privater Auftragnehmer nach den 
Vorgaben des Auftraggebers errichtet). ins­
besondere die für die Beauftragung privater 
Sachverständiger anfallenden Ausgaben, zu 
bestreiten. . 

Anlagen zum Haushaltsplan 

Soweit in Zweckbestimmungen für mehrere 
mit einem Gesamtbetrag veranschlagte Maß­
nahmen auf Anlagen zu den. Einzelplänen 
verwiesen ist! sind die in diesen Anlagen auf­
geführten Einzelzwecke mit ihren Beträgen 
ebenso bindend, wie wenn diese Beträge bei 
den Zweckbestimmungen einzeln aufgeführt 
wären, es· sei denn,dass in den Anlagen et­
was anderes bestimmt ist. 

ISoweit bei Titeln der AnlageS (staatlicher 
Hochbau) Ausgaben bderVerpflichtungser­
mächtigungen wegen Fehlens der in Art. 24 
Abs. 1 BayHO bezeichneten Unterlagen als 
gesperrt oder als Planungs titel bezeichnet 
sind, bedarf die Leistung von Ausgaben oder 
die Inanspruchnahme von Verpflichtungs­
ermächtigungen . der Einwilligung des Aus­
schusses für Staatshaushalt und Finanzfragen 
des Landtags. 2.Diesgilt nichtfürdie Leistung 
von Ausgaben und Inanspruchnahme von 
Verpflichtungsermä~htigungen für die Er-
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stellung.der Blanungslmterlagennac;h Art. 24 
Abf'i .. 1 \lnd Art~54Abs.1.BayHO.3pas Staats­
ministe.numder. Finallzen. wird~rmächtigt, 
für die. Erstellung der PlaIllmgsun~erlagen 
von Neubauten nähere Anordnungen zu er­
lassen. 

7. Ausnahmen vom· BlJlt:tonachweis 

lAusnahmen vom Bruttonachweis der Ein­
nahmen und Ausgaben. sind· nach Maßgabe 
deI' . VV Nr .. 3· zu. Art. 35 BayHO zJ1gelassen 
oder. vorgeschrieben. 2Darüberhinaus gilt 
Folgendes: 

7.1 lEinnahmen aus der Anfertigung von Fotoko­
pien durch Dritte une:!. aus Rabatten füfbereits 
gezahlte Ausgaben dürfeIl von der Ausgabe 
abgesetzt 'Werden ... ·2Erstattung'Em von Reise~ 
kosten dmch Dritte und pauschale Rabatte für 
bereits gezahlte Fahrtkosten dürfen von der 
Ausgabe abgesetzt werden; 

7.2 S:Chadenersatzleistung'en undZCihlungen . all­
stelle .vonGarantielEüst~ngen. Dritter· dürfen 
stets, also . auch nach Abschluss cler Büch.er, 
insoweit von deI' Ausgabe abgesetzt werden, 
als sie zm Instandsetzung oder Ersatzbeschaf­
fungbestimmt sind. 

7.3. Zmückgezahlte Zuwendungen dürfen von 
. der Ausgabe. abgesetzt werden i soweit sie' 

7.3.1 noch während des gleicheIlJahres, in dem sie 
ausgezahlt wurden, zmückgezahltwerden 
oder . 

7.3.2 im Rahmen vongemeinschaftIichen Finanzie­
ru:ngen .zwischeu .dem ,Bund und deni· Land 
(insbesondere .bei den Gemeinschaftsaufga~ 
ben) gewährt wmden tmd der Buhd dies zU-
lässt. . 

6. .l(Qste:n der Planung und ßauiiberwa€hung 
(PBSMittel) 

8.1 Aus den AusgabeniittelnfürBaumaßnahmen:· 
des staatlichen: HOChbaus \(Obergruppen .71 
bis7<t)<sindauch. die Kosten· für die Planung 
.und BauüberwaQhungzu.bestreiten. , . ~. . 

8.1.1 lIst diePlammgundBauübetwachung 
staatlichen Eauverwcütun,g .:ilbertragen, so er­
hält f'iie folgende Kost.l:)nanteile.: 

bei. ei:nef ahfechnungsfähigen. Herstellungs" 
summe bis 15üOOOO€ . 
5;5v:.H., 

bei einer arirechnungsfähigen Herstelluhgs." 
summeüber1. 500 000 € 

··SvIH.· 

2Bj'llUi;nbcl.Utenund Modern:i~ierungen erhö-

hen sich diese sätze je nach Schwierigkeit um 
bis .. zu130 v.H .. 3DiefE3stgelegteIlVomhuhdert-

. sätze können erforderlichenfalls in begründe­
ten Einzelfällen nrlt Einwilligung des' Staats­
ministeriunisder . Finanzen bis auf höc:hstens 
5,75 v.H.erhöht :werden .. 4Die' anrechnungs­
fähige HE3rstellungsslJ.mme bemisst sich ,nach 
der: HaushaltsunterIage-Bau(zllzjiglich von 

'Nachträgen, die. auf Lohn- uneJ Stoffpreis" 
steigerungen betuhE3n), es sei denn, dass die 
tatsächliche'Herstellimgssumme niedriger ist; 
~as Staatsniinisterium der Finanzen kann in 
besonderen Fällen Ausnahttlen zul~ssen. 

8.1.2 ISind für. die Planung und Bauüberwachung 
von Gebäuden und FreianlagE:)nfreiberuflich 
tätige Architekten nach dEm. Teilen. 1·. bis 3 der 
Verordnung über .die·Honorare für Architek­
ten und Ingehieurleistungen (H<?nOfarord­
nungfürArchttekten undIngenieure - HOAI) 
vom l1.August 2009 (BGBllS. 2732)einge­
schaltet, so. sind die vertraglich vereinbarten 
Honorare, so~e.die ~epeIlkqsten!i.es ·Archi-. 
tekten (§ 14 HOAI) aus den Bauausgabeniit­
teIn -:- Köstengrlippe7BO.der.Kostenherech­
tmng nach .DIN276 - zU bestreiten. 2Für die 
Anwendung der HOllOfarördnungfür Archi­
tekten undlngenieup:~ gE3lten die Vorschriften 
des YOndeT .obersten· Ba.ubehördeiffi staats~ 
niihisteriurn.des Bmern.niit Schreihen vom 
4 ... Dezember 2008,. Az.n ZS"4001~c004/08( 
eingeführten Handbuchs fqrdieVergabe und 
.Durchführungvon Freiberuflichen Dienstleis­
tungen durch die Staatsbauyerwaltung d~s 
F::r:eistaates Bayern (VHF Bayern),Ausgabe 
2008,iri.dE!:fjeweils geltenden Fassung. :lFür 
Leistungen, . die :ctabei nicht. VOll freiberUflich 
tätigenArchitekten~. sondern v.onder staatli­
ehen Bauverwaltllng.zu erbringen sind, kön­
nen von:ctieser 

für Planungsleistungenim. Sinn der Leise 
. tung§I?haf'i.en .Lbis.7und9:ctes§. 33 HoAI 

1,3 v.H.dEH: anreChehbareIl Herstellungs­
summe, 

füt die< Bauüberwaehung iinSinn der 
LeistungSphase8des§33 ;HOAI 0,6 v.H. 
der anTech~:nbaten Herst~l1ungssumme 

in AnspnlChgenomineu werden; 4BeiLeis­
lungen, . die vOll. freiberuflich tätigen Ar­
chitekten. nllr anteilig erbracht . werden, 
errechnet sich der ... Anteil der staatlichen 
Bauverwaltung aus .den Staffelsätzen 
der Nr.8.1.1nacp .dem. LeistungsbiId des 
§ 33 HQAI.· . 

Bei dem Klinikum Regensburg.(Kap. 15 22 
Tit.747 55). erhält diestCiatlicheBauverwal­
. tung für diePlammgund Ballüberwachullg im 
:Sh1ll'vonNr."~;1.1 ~atzleinen Kostenanteilin 
HÖheyon5;25 .v.H .. der.anrechmmgsfähige:ri 
HerstellungssumIlle bzw. r soweit.nurLeistun c 
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gen im Sinn von Nr. 8.1.2 Satz 3 erbracht wer­
den, einen Kostenanteil in Höhe von 1,61 v.H. 
der anrechnungsfähigen Herstellungssumme. 

8.2 Die Kosten für die Einschaltung freiberuf­
lich tätiger Ingenieure als Sonderfachleute 
für baufachliehe Fragen sind bei den Bau­
nebenkosten Kostengruppe 730 und 740 der 
Kostenberechnung nach DIN 276 - zu veran­
schlagen und zu verausgaben. 

8.3 Aus den Mitteln zur Bestreitung der Kosten 
der Planung und Bauüberwachung dürfen 
gedeckt werden 

8.3.1 die personalbezogenen Ausgaben der zusätz­
lich verwendeten Dienstkräfte, 

8.3.2 die Ausgaben für Fachliteratur und fachge­
bundene Verbrauchsgüter, 

8.3.3 die Ausgaben für Bauleitungen und für Aus­
schreibungen im Vergabeverfahren. 

9. Zweckgebundene Einnahmen 

10. 

lZweckgebundene Einnahmen (Art. 8 NT. 1 
BayHO) sind, auch wenn sie nicht oder nicht 
in voller Höhe veranschlagt sind, bei den zu­
treffenden Einnahmetiteln zu vereinnahmen 
und die hierdurch etwa erforderlich werden­
den zusätzlichen Ausgaben bei den Ausga­
betiteln zu verausgaben. 2 Auf hiernach sich 
ergebende über- oder außerplanmäßige Aus­
gaben ist Art. 37 BayHO nicht anzuwenden; 
außerplanmäßige Einnahmen und Ausgaben 
sind jedoch in der Haushaltsrechnungals 
solche zu bezeichnen. 3Nicht verausgabte 
zweckgebundene Einnahmen dürfen in der 
Haushaltsrechnung als Ausgabereste nach­
gewiesen werden. 

Veräußerungen von Erzeugnissen betriebli­
cher Einrichtungen 

1 An Beamte und Arbeitnehmer dürfen, soweit 
im Haushaltsplan nichts anderes bestimmt ist, 
widerruflich die für den eigenen Verbrauch 
benötigten Erzeugnisse der betrieblichen 
Einrichtungen ihrer unmittelbaren Beschäfti­
gungsdienststelle mit einer Ermäßigung bis zu 
20 v.H. des ortsüblichen Kleinverkaufspreises 
abgegeben werden; ausgenommen hiervon 
sind Beschäftigte, deren Arbeitszeit weniger 
als die Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit 
beträgt. 2Satz 1 gilt auch für Ruhegehalts­
empfänger und Rentner, soweit sie bis zum 
Eintritt in den Ruhestand und dergleichen bei 
der entsprechenden betrieblichen Einrich­
tung beschäftigt waren. 3Landwirtschaftliche 
Betriebe dürfen ihre Erzeugnisse, bei denen 
ein Kleinverkaufspreis nicht feststellbar ist, 
an Betriebsangehörigemit einer Ermäßigung 
bis zu 10 v.H. des Ab-Hof-Verkaufspreises ab-

11. 

12. 

12.1 

12.2 

geben; für die Abgabe von Milch ist der Mol­
kereipreis des Vorrnonats ohne Ermäßigung 
maßgebend. 4Tarifvertragliche Bestimmun­
gen bleiben unberührt. sEiner Einwilligung 
nach Art. 57 BayHO bedarf es in diesen Fällen 
nicht. 

Weitergabe von Zuwendungen 

Die Gewährung von Zuwendungen kann 
durch das zuständige Staatsministerium über 
die in Art. 44 Abs. 3 BayHO genannten juris­
tischen Personen des privaten Rechts hinaus 
auch auf Körperschaften und Anstalten des 
öffentlichen Rechts übertragen werden. 

Dezentrale Budgetverantwortung 

Erweiterte gegenseitige Deckungsfähigkeit 

lZur Steigerung der Wirtschaftlichkeit und 
Leistungsfähigkeit sind jeweils innerhalb der 
einzelnen Kapitel (unter Einbeziehung der 
entsprechenden Verwaltungsbetriebsmittel 
in den Sammelkapiteln und Allgemeinen Be­
willigungen sowie der zentral veranschlagten 
Ansätze) der Einzelpläne 01 bis 12 und 15 

die Ansätze für Personalausgaben der 
Titel 42241 und 422 42, 427 01, 427 41, 
427 99, 428 11, 428 12, 428 21, 428 22, 
42830,42841,42866,42899, der Gruppe 
429, der Titel 443 16,45301,4590.,4591. 
und 459 49, 

die Ansätze für sächliche Verwaltungs­
ausgaben der Obergruppen 51 bis 54 
mit Ausnahme der Gruppe 529, der Titel 
527 2., 531 2., 532 O. sowie der Gruppe 
549, 

die Ansätze für Sachinvestitionen der 
Obergruppen 81 und 82 mit Ausnahme 
der Ansätze nach dem Zukunftsinves­
titionsgesetz vom 2. März 2009 (BGBl I 
S. 416, 428) und 

die Ansätze der Festtitel 981 11 und 
981 12 (Ausgaben für die Inanspruchnah­
me von Dienstleistungen des Rechenzen:" 
trums Süd bzw. Nord) 

nach näherer Maßgabe der folgenden Nm. 
gegenseitig deckungsfähig . 2Eine Deckung 
aus Ansätzen, die bereits selbst zu Lasten an­
derer Ansätze verstärkt wurden (Kettenver­
stärkung), ist nicht möglich. 

Verstärkung aus dem Stellengehalt gebunde­
ner Stellen 

Innerhalb eines Kapitels kann das durch­
schnittliche Stellengehalt einer frei geworde­
nen und besetz baren Stelle zur Verstärkung 
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der in Nr. 12;1 genannten Ansätze unterfol­
gender Maßgabe verwendet werden: 

12.2.1 lDie Stelle muss über die Wiederbesetzungs­
sperre hinaus mindestenseinlahr .lang frei­
gehalten werden; Art. 6 Abs .. 2 Satz 4 des 
Haushaltsgesetzesfindet keine Anwendung. 
2Die Verwendung der Stellengehälter für eine 
Verstärkung kann somit erst nach Ablauf der 
gesetzlichen Wiederbesetzungssperre erfol­
gen, 

12.2.2 Für jeden vollen Monat, für den die Stel~ 

le dann über den haushaltsrechtlich vorge­
schriebenen oder von der Staatsregierung 
beschlossenen Stelleneinzug hinaus geZielt 
freigehalten wird, können entweder 

1/12 aus 75 v.H. des durchschnittlichen 
Stellengehaltszur Verstärkung der An­
sätze für Sachinvestitionen der Obergrup­
pen 81 und 82 oder 

1/12 aus 50v.H. des durchschnittlichen 
StellengehaIts zur Verstärkung für säch­
liche Verwaltungs ausgaben verwendet 
werden. 

12.2.3 Mit dem Zeitpunkt der Wiederbesetzung der 
Stelle endet die Verstärkungsmöglichkeit der 
Nr.12.2. 

12.3 Deckungsfähigkeit der in Nr.12.1 genannten 
Personalausgaben 

123.1 lEinsparungen bei den inNr. 12.1 genannten 
Ansätzen dürfen nur dann für die Begrün­
dungzusätzlicher Dienst-und Arbeitsverhält­
nisse verwendet werden, wenn das jeweilige 
Dienst- bzw. Arbeitsverhältnis auf längstens 
sechs Monate oder die Dauereinerjahreszeit­
lich bedingten Saison - ohne Kettenverlän­
gerung - zeitlich befristet ist (Aushilfskräfte). 
2Die Einschränkungen des Satzes 1 gelten 
nicht, soweit lediglich der bei Altersteilzeit 
von .Arbeitnehmern auftretende Kapazitäts­
verlust ausgeglichen wird. 

12.3;2 Einsparungen beiden Titeln 428 11,428 21 
und 42822 dürfen nur bei mindestens einjäh­
rigem Freihalten der Beschäftigungsmöglich­
keitzur Deckung von Ausgaben für sächliche 
Verwaltungsausgaben und Sachinvestitionen 
der in Nr. 12.1 genannten Ansätze herangezo­
genwerden; hinsichtlich der Titel 428 21 und 
428 22 gilt dies nur bei Einsparungen über 
den haushaltsrechtlich vorgeschriebenen 
oder von der Staatsregierung beschlossenen 
Stelleneinzug. hinaus. 

12.3.3 1 Die Deckungsfähigkeit nach N r.12. 1 der Ti­
te1422 41, 422 42 und 428 41 darfnureinseitig 
zu Lasten dieser Titelin Anspruch genommen 
Werden. 2Die gegenseitige Deckungsfähig-

12.4 

keit nach NI. 12.1 dieser Titel untereinander 
bleibt unberührt. 

Umwidmung von Personal- in Sachmittel bei 
Privatisierungen 

'Die Einschränkungen der Nm. 12.2 und 12.3 
gelten nicht, soweit bei der Privatisierung von 
Aufgaben eine Urriwidmung von Personal- in 
Sachmittel notwendig ist, die entbehrlichen 
Stellen nicht wieder besetzt und im nächsten 
Haushaltsplan (stellen- und betragsmäßig) 
abgesetzt werden. 2 Auf sich hiernach erge­
bende über-oder außerplanmäßige Ausgaben 
ist Art. 37 BayHO nicht anzuwenden, sofern 
im Einzelfall die· auf das Kalenderjahr hoch­
gerechnete Gesamthöhe der umgewidmeten 
Durchschnittlichen Stellen gehälter 250 000 € 
nicht übersteigt; außerplanmäßige Ausgaben 
sind jedoch in der Haushaltsrechnunq als sol­
che zu .bezeichnen. 

12.5 Einseitige Deckungsfähigkeit zugunstenvon 
Haushaltsstellen 

12.5.1 Bauunterhalt 

lDie Deckungsfähigkeit nach NI.. 12.1 für Titel 
der Gruppe 519 darf .nur einseitig zugunsten 
der Titel dieser Gruppe in Anspruch genom­
men werden. 2Nr. 1.2 bleibt unberührt. 

12.5.2 AusgabenJür die Inanspruchnahme von Dienst­
leistungen der Rechenzentren Süd und Nord 

Die Deckungsfähigkeit nach NI. 12.1 für die 
Festtitel 981 .11 und 98112.darf nur einseitig 
zugunsten dieser Titel in Anspruch qenom­
men werden. 

12.6 Koppelung milEinnahmen 

1 Mehr- oder .Mindereinnahmen von bis zu 
10v.H. der Summe .der Obergruppen12 und 
Hohne Gruppe 133, der Gruppe 111 sowie 
der Titel 119. 01 und 11949 eines Kapitels, die 
im Vollzug· erwirtschaftet werden, erhöhen 
oder vernündern die Allsgabebefugnis der in 
Nr. 12.1 genannten Ansätze des entsprechen­
den Kapitels zur Hälfte. 2Dies gilt nicht bei Ti­
teln, die mit Ausgabeansätzen gekoppelt sind. 

12.7 Übertragbarkeit, zeitliche Bindung 

12.7.1 Übertragbarkeit 

Die in Nr. 12.1 genannten Ausgaben sind zur 
Förderung der wirtschaftlichen und sparsa­
men Bewirtschaftung übertragbar. 

12.7.2 Zeitliche Bindung 

Das Staatsministerium der Finanzen wird er­
mächtigt, im Rahmen seiner Befugnisse nach 
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Art. 45 Abs. 3 BayHO bei den in Nr. 12.1 ge­
nannten Titeln bereits vor Ablauf des Haus­
haltsjahres für einen Teil der zu erwartenden 
Ausgabereste die Einwilligung zur Übertra­
gung und Inanspruchnahme allgemein zu er­
teilen. 

12.8 Einzelregelungen 

Die in .den Nm. 12.1 bis 12.7 getroffenen Re­
gelungen finden .keine Anwendung, soweit 
in den Einzelplänen inden Vorbemerkungen 
zum Geltungsbereich der Regelungen zur 
dezentralen· Budgetverantwortung einzelne 
Bereiche ausdrücklich ausgenommen sind; 
sie finden zusätzlich Anwendung, soweit dort 
einzelne Bereiche ausdrücklich einbezogen 
sind. 

12.9 Berichtspflicht 

Mehrausgaben bei einem Titel, die im Rah­
men der Nm. 12.1und 12.8 aus Einsparungen 
bzw:. Mehreinnahmen geleistet werden, sind 
dem Landtag jährlich mitzuteilen, . wenn sie 
einen Betrag von 500000 € übersteigen. 

13. Bewirtschaftung derProgrammmittel "Auf­
bruch Bayern" 

lDie aus der Grundstockabführungnach 
Art. 9 finanzierten .und in den verbindlichen 
Erläuterungen zu Kap. 13 04 Tit. 314 52 ge­
nannten Ausgabeermächtigungendürfen nur 
für die dort genannten Ansätze verwendet 
werden.· 2Eine Deckung zugunsten anderer 
Ansätze ist ausgeschlossen. 3Die .Mittel sind 
übertragbar. 
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605-1-F , 605-10-F 

Gesetz 
zur Änderung des 

Finanzausgleichsgesetzes und der 
Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über den Finanzaus­

gleichzwischen Staat, Gemeinden und Gemeindeverbänden 
(Finanzausgleichsänderungsgesetz 2011) 

Vom 14. April 2011 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt ge.­
machtwird: 

§ 1 

Das Gesetz über den Finanzausgleich zwischen 
Staat, Gemeinden und Gemeindeverbänden(Fi­
nanzausgleichsgesetz.- FAG) in der Fassung derBe­
kanntmachung vom 3. Juni 2010 (GVEl S.258, BayRS 
605-1-F) Wird wie folgt geändert: 

1. In Art. 1 Abs. 1 Satz 1 wird der Wert ,,12 v.H." 
durch den Wert" 12,2 v.H . ." ersetzt. 

2. Art. 13 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aal Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) Nr.lwird aufgehoben. 

bbb) Nach dem Wort "Verfügung" wird 
der Klammerzusatz ,,(Kommunalan­
teil)" eingefügt. 

bb) In Satz2 werden nach den Worten "Die 
Mittel"die Worte "aus dem Kommunal­
anteil" eingefügt. 

ce) Satz 5 erhält folgende Fassung: 

.,5Sie dürfen auch für die in Art 13e bis 
13h genannten Zwecke verwendet wer­
den." 

bl Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

aal In Salz 1 werden die Worte "des Auf­
kommens an Kraftfahrzeugsteuer (Abs. 1 
Satz 1 NI. 1}," gestrichen. 

bb )In Satz 2 wird die Bezeichnung 
,,13e" durch die Bezeichnung ,,13h" 
ersetzt, 

3. Art. 13a erhält folgende Fassung: 

"Art. 13a 

Gemeinden, die 

1. Träger der Straßenbaulast für Ortsdurchfahr­
ten irn Zuge von Bundesstraßen.sind, 

2. nach Art. 42 Abs. 1 des Bayerischen Straßen­
und Wegegesetzes Träger der Straßenbaulast 
für Orts durchfahrten im Zuge vonStaatsstra­
ßen sind oder 

3. am 30. Juni 2009 rnehrals 5 000 Einwohner hat­
ten und bis 30. Juni 2011keirie Zuweisungen 
ncichArt. 130 Abs. 2 Satz 1 in der bis 31. De­
zember2010 geltenden Fassung wählen, 

erhalten· pauschale Zuweisungen auf der Basis 
des Durchschnitts ihrer Beteiligung an .ihrem ört­
lichen Aufkommen an Kraftfahrzeugsteuer in den 
Jahren 2008 bis 2010." 

4. Art. 13b wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

j, 1 Die Landkreise· erhalten zum Bau oder Aus­
bau und zur· Unterhaltung ihrer· Kreisstraßen 
pauschale Zuweisungen auf Basis der ihnen 
im Jahr 2010Jür 2010 gewährtenKreisstraßen­
pauschalen nach Art. 13b Abs. ISatz Un der 
bis 31. Dezember 2010 geltenden Fassung." 

bl Abs, 2 erhält folgende Fassung: 

,,(2) lDie kreisangehörigen Gemeinden, 
die nicht die Voraussetzungen des Art. 13a 
erfüllen, erhalten zur Unterhaltung ihrer Ge­
meindestraßen pauschale Zuweisungen auf 
Basis derihneUim Jahr 2010 für 2010 nach 
Art. 13b Abs. 2 Satz 1 in der bis 31. Dezem­
ber 2010 geltenden Fassung gewährten .Stra­
ßenunterhaltspauschalen. 2Die Zuweisungen 
können. auch für den Bau oder Ausbau von 
Gemeindestraßen verwendet werden. " 

5. Art. 13c Abs. 1 Satz lerhältfolgende Fassung: 

,,1 Vom Kommunalanteil werden 108500000€ 
zuguristen einerAusgleichsrnasse bereitgefitellt." 
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6. Art. 13d und 13e erhalten folgende Fassung: 

"Art.13d 

Vom Kommunalanteil werden jährlich 
51300000 € für Finanzhilfen nach dem Gesetz 
über den öffentlichen Personennahverkehr in 
Bayern verwendet. 

Art. 13e 

'Vom Kommunalanteil können jährlich bis zu 
121 250000 € für den Bau von Abwasserentsor­
gungsanlagen verwendet werden. 2In den Jahren 
2011 bis 2015 können unter Berücksichtigung der 
Dringlichkeit jeweils bis zu 25 000 000 € der Mit­
tel nach Satz 1 auch für Zuweisungen zum Bau 
von Wasserversorgungsanlagen verwendet wer­
den." 

7. Es werden folgende Art. 13f bis 13h eingefügt: 

"Art.13f 

'Vom Kommunalanteil können jährlich bis zu 
17900000 € 

1. für den Bau von in gemeindlicher Sonderbau­
last stehenden Ortsumfahrungen bzw. Entlas­
tungsstraßen im Zug von Staatsstraßen sowie 

2. für die Änderung von bestehenden Kreuzun­
gen zwischen Staats- und Gemeinde- oder 
Kreisstraßen sowie zwischen. Staats- und Ge­
meinde- und Kreisstraßen, soweit die betrof­
fenen Gemeinden und Landkreise die Ände­
rungskosten übernehmen, und 

3. für den Bau von unselbstständigen Radwegen 
spwie unselbstständigen Geh- und Radwegen 
an Staatsstraßen, soweit die Gemeinde die 
Kosten übernimmt, 

verwendet werden. 2Für die Förderhöhe und das 
Förderverfahren gelten die für den kommunalen 
Straßenbau geltenden Bestimmungen entspre­
chend. 

Art.13g 

Vom Kommunalanteil können jährlich bis 
zu 30 000 000 € für Straßenbauvorhaben der Ge­
meinden und Gemeindeverbände, die nach dem 
Bayerischen Gemeindeverkehrsfinanzierungsge­
setz gefördert werden( verwendet werden. 

Art. 13h 

Vom Kommunalanteil werden jährlich 
256 000 000 € zur Verstärkung des Ausgleichs an 
die Bezirke nach Art. 15 FAG verwendet." 

8. Art. 14 erhält folgende Fassung: 

"Art. 14 

(1) 'Die Kostenanteile, die nach § 13 des Ei­
senbahnkreuzungsgesetzes in der jeweils gel­
tenden Fassung dem Land bei Kreuzungen mit 
Kreis- und Gemeindestraßen entstehen, werden 
aus dem Kommunalanteil finanziert. 2Hierfür wer­
den grundsätzlich die jeweils nach Art. 13a oder 
13b Abs. 1 zur Verfügung gestellten Mittel heran­
gezogen. 31m Härtefall werden Zuweisungen aus 
Mitteln des Art. 13c gewährt. 

(2) Handelt es sich um Kreuzungen mit Ge­
meindestraßen einer Gemeinde, die .Leistungen 
nach Art. 13b Abs. 2 erhält, können zur Finanzie­
rung des nach § 13 des Eisenbahnkreuzungsge­
setzes auf das Land entfallenden Kostenanteils 
Zuweisungen aus Mitteln des Art. 13c gewährt 
werden." 

9. Art. 15 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nr. 4 Satz 3 wird durch folgenden neuen 
Satz 3 und Satz 4 ersetzt: 

,,3Die Bevölkerungskomponente berücksich -
tigt als Aufgabenindikatoren sowohl den An­
teil eines Bezirks an den Einwohnern Bayerns 
insgesamt als auch seinen Anteil an speziel­
len Einwohnergruppen mit höherer Sozialhil­
fewahrscheinlichkeit. 4Die Ausgabenkompo­
nente berücksichtigt den Anteil eines Bezirks 
an den Nettoausgaben, die den Bezirken 
insgesamt als überörtlichen Trägern der So­
zialhilfe, abzüglich von Erstattungsleistungen 
nach Art. 88 Abs. 4 AGSG, und der Kriegsop­
ferfürsorge sowie nach dem Unterbringungs­
gesetz erwachsen sind. " 

b) Nm. 5 und 6 erhalten folgende Fassung: 

,,5. 'Die Bevölkerungskomponente eines 
Bezirks ist der Prozentsatz, der sich er­
gibt, wenn man das arithmetische Mittel 
aus dem Prozentsatz seiner Einwohner 
an der gesamten Einwohnerzahl Bay­
erns und dem Prozentsatz der Summe 
seiner Einwohner, die das 85. Lebens­
jahr vollendet haben, sowie seiner Ein­
wohner mit schwerer Behinderung an 
der Gesamtzahl dieser speziellen Ein­
wohnergruppen in Bayern bildet. 2Die 
Bevölkerungskomponente wird mit 
65 v.M. angesetzt. 

6. 'Die Ausgabenkomponente eines Bezirks 
ist der Prozentsatz, der sich ergibt, wenn 
man die unter NT. 4 genannten Nettoaus­
gaben eines Bezirks ins Verhältnis zu den 
entsprechenden Ausgaben aller Bezirke 
setzt. 2Die Ausgabenkomponente wird 
mit 35 v.H. angesetzt. " 
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10. In Art. 24 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 werden nach der Zahl 
,,12" das Komma sowie die Bezeichnung" 13b" 
und die Worte "und welche Straßenlängenfür 
die Leistungen nach Art. 13b jeweils maßgebend 
sind" gestrichen. 

§2 

Die Verordnung zur Durchführung des Gesetzes 
über den Finanzausgleich zwischen Staat, Gemein­
den und Gemeindeverbänden (FAGDV 2002) vom 
19. Juli 2002 (GVBlS. 418, BayRS 605-10-F), zuletzt 
geändert durch §3 des Gesetzes vom 12. April 2010 
(GVBlS. 166), wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Ahs. 1 Satz 1 werden nach der Zahl" 12" das 
Komma und die Bezeichnung" 13b" gestrichen. 

2. § 15 erhält folgende Fassung: 

,,§ 15 

Zuweisungen nach Art. 13a und 13b FAG 

lDie Zuweisungen nach Art. 13aund 13b 
Abs. 1 FAG werden zum 15. März, 15. Juni, 
15. September und 15. Dezember in vierteljährli" 
chen Teilbeträgen· aus bezahlt. 2Die. Zuweisungen 
nach Art. 13b Abs. 2 FAG werden in einem Betrag 
zum 15. Juni ausbezahlt." 

3. In §16Abs. 1 Satz 1 wird die Zahl ,,75" durch die 
Zahl ,,85" ersetzt 

§ 3 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
2011 in Kraft. 

(2) Abweichend von Art. 13c Abs. J Satz1FAGtritt 
im Jahr 20 11an die Stelle des Betrags " 108 500 000 €" 
der Betrag" 112900000 €". 

München, den 14. April 2011 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Horst See hof e r 
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